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Expedition: Herrenſtraße Nr. 20. Nußerdem übernehmen alle Poſt ⸗ 


Unſtalten Beſtellungen auf die Zeitung, welche Sonntag und Montag 


Deutſchland. 


0. C. Landtags⸗Verhandlungen. 
. 37. Sitzung des Abgeordnetenhauſes vom 3. April. 
1 Uhr. Am Miniſtertiſche Fürſt Bismarck, Camphauſen, Friedenthal, 
zu e Räthe Michelly, Rötger, Hertz, Rindfleiſch u. A. 
05 ' dem Eintritt in die Tagesordnung nimmt Abgeordneter Lasker 
8 Wort, um dem Haufe mitzutbeilen, daß der frühere Abgeordnete 
i dickes an das Präſidium ein Schreiben gerichtet habe, welches don Sei⸗ 
Be des letzteren ihm zugeſtellt worden fei, da daſſelde ſich auf feine bei den 
Verhandlungen über den Bericht der Eiſenbahn⸗Unterſuchungscommiſſion ger 
Kcgle Rede beziehe. In dieſem Schreiben erkläre Herr Adickes, daß idm 
Der Veröffentlichung des Unterſuchungsberichts weder mündlich noch 
Uel“ eine Nachricht darüber zugegangen ſei, daß die Commiſſion ibn als 
ir das Hannover⸗Altenbekener Eiſenbahn⸗Unternehmen vorgeladen 
3, aach dem Erſcheinen des Unterſuchungsberichts habe er ſofort an den 
bgeordneten Lasker geſchrieben und ihm von dieſem Umſtande Kenntniß 
gegeben. Dieſe letztere Thatſache beftätigt der Redner mit dem Bemerken, 
> nach Maßgabe der Acten weder der Bericht noch er ſelbſt behauptet 
wi daß Herr Adickes von der Vorladung Mittheilung erhalten babe; That: 
ache ſei nur, daß dieſe Vorladung dem damaligen Abgeordneten Adickes 
auf dem Wege des gewöhnlichen gerichtlichen Inſinuations⸗Verſahrens ſowohl 
nach ſeiner bieſigen Wohnung wie nach ſeinem präſumtiven Aufenthaltsort 
in ſeiner Heimath geſchickt worden und jedesmal der Beſcheid zurückgekommen 
zei, daß man Herrn Adickes nicht ermitteln könne. 
& Das Haus tritt hierauf in die Berathung des 27. Berichts der 
taatsſchuldencommiſſion über die Verwaltung des Staatsſchulden⸗ 
weſens im Jahre 1874. 
f Abg. Stengel macht darauf aufmerkſam, daß der Bericht eine Menge 
ur die Verwaltung des Schuldenweſens principiell wichtige Fragen berübre, 
und beantragt deshalb die Ueberweiſung deſſelben an die Budgetcommiſſien. 
8 Das Haus tritt dieſem Antrage bei und gebt demnächſt zur Berathung 
es Geſetzentwurfs, betreffend die Aufnahme von Wechſelproteſten 
+ er. — Die Vorlage dehnt das Recht zur Aufnahme von Wechſelproteſten 
J) im Geltungsbereich des Landrechis auf die Gerichtsſecretäre, Büreauaſſi⸗ 
ſtenten und die Acluare, 2) in den Bezirken der Appellgerichte Kaſſel, Kiel 
| 2 Wiesbaden auf die Gerichtsſecretäre und 3) im Bezirk des Appellgerichts 
lle auf die Gerichtsvoigte aus. ö 
sa ur Generaldicuſſion bebt Abg. Schmidt (Stettin) hervor, daß von ders 
cbiedenen Seiten eine Erweiterung der deutschen Wechſelordnung inſofern 
tandoklen werde, daß auch Poſtbeamte mit der Aufnahme von Wechſelpro⸗ 
eſten beauftragt werden möchten. Am Rhein ſei zuerſt das Bedürfniß von 
1 Kölner Handelskammer ausgeſprochen und von anderer Seite hervor⸗ 
gehoben, daß deſonders für das flache Land, wo der Notar oder der Gerichts⸗ 
beamte nur mit großen Unkoſten und erheblichem Zeitverluſt den Proteſt auf: 
nehmen konne, ſich die Vermittelung durch Poſideamte empfehlen würde. 
Gerichtliche Inſinuationen würden ja jetzt ſchon den Briefträgern übertragen, 
und die Zahl der ausgeführten Poſtmandate betrage im Deutſchen Reiche 
über 10,000,000. Wie pie jetzt die Aufnahme der Wechſelproteſte fein 
| kann, beweiſt die Thatfache, daß bei einem Wechſel mit kleinerem Betrage 
N 


die Proteſtunkoſten ſich böber ſtellen als die Summe des Wechſels ſelbſt. 
Bei Vermehrung der zur Proteſtaufnahme geſetzlich befugten Beamten wür⸗ 
den ſich die Unloſten vermindern. Er bitte deshalb die Staatsregierung, in 
Comägung zu zieben, ob nicht eine 1 des § 87 der Deutſchen 
ordnung beim Reiche zu befürworten ſei. 
a eg. Petri: Die Erfüllung des vom Vorredner geäußerten Wunſches 
e lediglich Sache der Reichsgeſetzgebung ſein. Der Kernpunkt des vor⸗ 
— Geſetzes iſt die Frage: ſollen auch Subalternbeamte mit der Auf⸗ 
an ne von Wechſelproteſten betraut werden dürfen? Ich halte die Bejahung 
tejer Frage für durchaus geboten. Während im Gebiete des rbeiniſchen 
7 „8 den Subalternbeamten dieſe Befugniß geſetzlich zuſtebt, iſt fie zwerſel⸗ 
| daft im Gebiete des allgemeinen Landrechis und in Hannover. Im Bezirk 
an Appellationsgerichts Kiel und Wies baden find zur Aufnahme von Wechſel⸗ 
euuteſten allein richterliche Beamte berechtigt, wie noch neuerdings durch 
| zen Beſchluß des Appellationsgerichts feſtgeſtellt worden iſt. In Folge 
diſhen bat ſich dort das Bedürfniß einer derartigen Abänderung, wie ſie 
N — Entwurf vorſchlägt, beſonders dringend herausgeſtellt. In Wiesbaden, 
1 Loches die erſte Inſtanz nicht allein für die Stadt, ſondern auch für einen 
N el des umliegenden Landes bildet, ſind in dem Jahre 1873 bis 1874 

49, in dem Jahre 1874 bis 1875 aber 2500 Wechſelproteſte aufgenommen 
Folden. Hieraus erhellt klar, in welchem Maße die dortigen Richter in 
= ge dieſer Amtshandlungen ihren übrigen Geſchäften entzogen werden und 

ie ſehr die Geſchäͤfte darunter leiden müſſen. 

0 achdem noch die Abgg. Löwenſtein und Kalle ſich gleichfalls zu 
— der Geſetzesvorlage ausgeſprochen, wird dieſelbe unverändert an⸗ 
en. 

Es folgt die zweite Berathung des Geſetzentwurfs, betreffend die Ver⸗ 
einigung des Herzogtbums Lauenburg ar der W 
0 onarchie. Zu § 1, welcher die Vereinigung 

emäßbeit des Art, 2 der Verfaſſungsurkunde ausſpricht, bemerkt 
' Abg. Virchow: Nach Berichten, die mir feit der erſten Leſung der Vor⸗ 
bebe aus dem Herzogtbum zugegangen find, iſt die Stimmung in demſelben 
ezüglich der Annahme dieſes 9 — eine überaus getheilte. Die Vorlage 


du bleiben. 
schi, welche 
cbluß an Hannover verlangt. Da ich ſelbſt heute noch nicht in der Lage 


u, eimeätlare Stellung diejer Frage gegenüber einzunehmen, jo wird unſere 


1 f 


de eine Mittheilung darüber zugegangen, daß in Lauenburg der Wunſch 
Lau t, mit Hannover vereinigt zu werden. Der Vorwurf, daß man die 
dur enburger nicht hinlänglich über die Einverleibung informirt habe, iſt 
den . ungerechtfertigt. Dieſe Bedingungen haben bereits vor einem Jahre 
men uenburgiſchen Ständen vorgelegen und ſind dort einſtimmig angenom⸗ 
wette, Sie find demnächſt auch durch den Druck veröffentlicht und fo zur 
l Aden Kenntniß des Landes gebracht worden. 
aus Lan Dr. Hammacher: Durch Beſprechung mit angeſehenen Perſonen 
in La lend iſt mir allerdings bekannt geworden, daß einzelne Stimmen 
ſchließlich die den Anſchluß an Hannover wünſchen. Es find dies aber aus: 
Richtun die Mitglieder einer prononcirt theologiſchen und junkerlichen 
entihiehenen Menn der Abg. Virchow dieſen Stimmen, die zudem in einer 
ſchauungen ein oeität find, Rechnung tragen wollte, jo würde er für An⸗ 
— Vi — eten, die ſeinen eigenen diametral entgegenſtehen. 

der auß row. Wir baben bier einfach zu unterſuchen, ob nicht Gründe 
rechtfertigen. Wer baten vorliegen, welche den Anſchluß an Hannover 
ſich dieſe B= bi er die Karte betrachtet, wird aber zugeben müſſen, daß an 
von jeher erbindung die natürlichere iſt. Lauenburg iſt auch geſchichtlich 
Solftein feine and e Deldch liches Land geweſen und hat mit Schlewig- 
dere daft andere Verbindung gehabt als die zufällige der däniſchen 

9. 


erzogthum Lauenburg nicht blos vereinzelte find, beweist das 


. den Wunſch ausſpricht, daß 
eim, ſondern mit Han ini 
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Siebenundfünfzigſter Jah 


. 8a (Bielefeld): Daß die Wünſche wegen Anſchluſſes an ſick 


r 
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der Stimmung des Landes kann die preußiſche Regierung nur die Beſchlüſſe 
der lauenburgiſchen Stände, der Ritter und Landſchaft, anerkennen und dieſe 
haben ſich, wie geſagt, einſtimmig für den Anſchluß an Schleswig⸗Holſtein 
ausgeſprochen. ! ; 25 

Abg. Miquel: Wenn Lauenburg ein Tbeil des preußiſchen Staates ge⸗ 
worden ſein wird, dann wird ein Vertreter Lauenburgs Mitglied des Abge⸗ 
ordnetenhauſes fein, und dann werden wir definitiv entſcheiden können, wo: 
bin Lauenburg gehören ſoll. Zur Zeit können wir nichts anderes thun, als 
dasjenige legaliſiren, was die Vertreter Lauenburgs ſelbſt gebilligt baben. 
GZuſtimmung.) 

3 1 wird hierauf unverändert angenommen. 

bne Debatte wird § 2 und 3 genehmigt. 6 
$ 4 beſtimmt: Die Prüfung und Dechargirung der Rechnungen über die 
Staatsverwaltung bis zum 1. Juli 1876 erfolgt nach den bisher geltenden 
Grundſätzen durch eine von Uns auf Vorſchlag des Miniſters für Lauenburg 
zu beſtellende Commiſſion. Die Prüfung und Dechargirung der ſpäteren 
Rechnungen erfolgt durch die Oberrechnungskammer nach Maßgabe des Ge⸗ 
ſetzes vom 27. März 1872. Das Staatsbudget des Herzogthums Lauenburg 
für das Jahr 1876 iſt der Rechnungslegung auch für die letzten ſechs Monate 
dieſes Jahres zu Grunde zu legen. 

Hierzu beantragen die Abgg. Virchow und Lutteroth: !) Statt der 
Alineas 1 und 2 zu ſetzen: „Die J Hirne und Dechargirung der Rechnun⸗ 
gen über die Staatsverwaltung des Herzogthums Lauenburg erfolgt durch 
die Oberrechnungskammer, und zwar in Bezug auf die Rechnungen bis zum 
1. Juli 1876 nach den bisher geltenden Grundſätzen, in Bezug auf die 
ſpäteren Rechnungen nach Maßgabe des Geſetzes vom 27. März 1872.“ — 
9 Im Alinea 3: zwiſchen „iſt“ und „der Rechnungslegung“ einzuſchieben: 
„unter Streichung des Capitel II. der ordentlichen Ausgaben“ (für das 
Staats miniſterium). 5 5 

Abg. Virchow: Die von mir beantragte Streichung des Cap. 2 der 
ordentlichen Ausgaben iſt die einfache Conſequenz der Annahme des § 3, in 
welchem das Miniſterium für Lauenburg aufgehoben wird. Nachdem dies 
geſchehen, kann naturgemäß dasjenige Capitel des lauenburgiſchen Staats⸗ 
budget, welches die Fortexiſtenz dieſes Miniſteriums vorausſetzt, nicht mehr 
u Recht beſtehen. Was meinen erſten Antrag anlangt, jo hat bisher eine 

rüfung der Rechnungen für Lauenburg überhaupt nur im Staatsminiſterium 
ſtattgefunden. Der § 2 der Vorlage schaff ſomit eine ganz neue Prüfungs⸗ 
Einrichtung. Es iſt gar nicht einzuſehen, warum dieſe Prüfung nicht durch 
die preußiſche Oberrechnungskammer geſchehen ſoll. Dieſe Behörde bietet uns 
entſchieden mehr Garantien ihrer Unparteilichkeit, als eine königliche ad hoc 
eingeſetzte Commiſſion. Die letztere wird immer einem gewiſſen Mißtrauen 
in der Bevölkerung ausgeſetzt jein und den Verdacht nicht bon ſich weiſen 
können, daß fie beſtimmt ſei, mancherlei zu verſchleiern. Ich kann das Haus 
nur dringend bitten, meine Anträge anzunehmen. 
Regierungscommiſſar Geh. Rath Michelly: Der Etat für Lauenburg 
iſt durch die dortigen Stände für das laufende Jahr bereits feſtgeſtellt und 
von der Regierung unverändert angenommen worden. Der Antrag des 
Abg. Virchow würde hiernach in feinem zweiten Theile unannehmbar ſein, 
da er der Regierung die Möglichkeit nimmt, die im Cap. II. dieſes Stats ausgewor⸗ 
fenen perſönlichen Ausgaben für die Beamten zu leiſten. Was die Decharg⸗ 
und Rechnungslegung bis zum 1. Juli 1876 anbetrifft, fo erſchien es rat): 
ſam, nach dem Vorgange bei den Annexionen von 1866 dafür ein 
beſonderes Organ in Geſtalt einer königlichen Commiſſion zu ſchaffen. So⸗ 


bald Lauenburg einen Theil von Preußen bilden wird, wird ja allerdings 


auch die Oberrechnungskammer einzutreten haben, ſoweit es ſich aber um die 
Prüfung von Ausgaben einer Verwaltung handelt, die nicht die preußiſche 
iſt, und deren Grundſätze andere waren, als die preußiſchen, erſcheint die 
Overrechnungskammer als eine ſpecifiſch preußiſche Behörde nicht als das dafür 
geeignete Organ. 

Abg. Dr. Hammacher erllärt den zweiten Theil des Antrags für über⸗ 
Kaffe, da auch ohne denſelben die Regierung nach dem 1. Juli nicht das 

echt haben werde, ſächliche Ausgaben zu machen. 

Abg. Dr. Virchow erkennt dies an und zieht deshalb den zweiten Theil 
ſeines Antrages unter der Vorausſetzung zurück, daß gegen obige Auf⸗ 
faſſung weder vom Regierungstiſch noch vom Haufe Widerſpruch erhoben 
werde. ) 

Abz. Windthorſt (Bielefeld) weiſt darauf bin, daß ein gewiſſer Zug 
von Mißtrauen durch die Bevölkerung gehe, als ob nicht alles in den Rech⸗ 
nungen unter der bisherigen Verwaltung geſtimmt habe. 
balb nur im Intereſſe der 1 ſowohl, wie der Stände liegen, daß 
dieſer Verdacht, der ſich ja in einer Bevölkerung nur zu leicht bilde, durch 
eine genaue Reviſion eniktäftet werde, wie fie die Prüfung durch die Ober⸗ 
rechnungskammer garantire, J 

Geheimrath Michelly entgegnet, die Verwaltung der Einnahmen und 
Ausgaben des Herzogthums ſei bisher lediglich auf Grund von Verfügungen 
und Genehmigungen des Miniſters für Lauenburg erfolgt, die doch unmög« 
lich einer Reviſion durch die preußiſche Oberrechnungskammer unterzogen 
werden könnten. i s 

$ 4 wird hierauf mit dem Antrag Virchow (ſoweit derſelbe nicht zurück⸗ 
gezogen) angenommen, eben ſo wird § 5, wonach das Herzogthum in 
Bezug auf die ſtaatliche Verwaltung der Provinz Schleswig zugetheilt wer⸗ 
den fol ohne Discuſſion mit dem Amendement Windthorſt (Bielefeld) 
genehmigt, welches dieſe Zuertheilung als eine nur „vorläufige“ hinſtellt. 

$ 6 beſtimmt: das Herzogthum bildet einen beſonderen landräthlichen 
Kreis unter der Benennung „Kreis Herzogthum Lauenburg“. g 

Die Abgg. Dr. Virchow und Lutteroth beantragen, ſtatt dieſer Be⸗ 
zeichnung zu ſetzen: „Kreis Lauenburg an der Elbe“. 5 

Abg. Dr. Lutteroth empfiehlt dieſen Antrag mit dem Hinweis darauf, 
daß die Benennung des künftigen Kreiſes dem gewöhnlichen Gebrauche völlig 
widerſpreche. Nach der Annexion von 1866 habe man auch nicht die Benen⸗ 
nung „Provinz Königreich Hannover“ gewählt, und es liege kein Grund 
vor, Lauenburg in dieſer Beziehung eine Ausnahmeſtellung zu geben, beſon⸗ 
ders da die Geſchichte des Landes durchaus nicht derartig ſei, um ein Ge⸗ 
wicht auf die Beibehaltung der Bezeichnung als Herzogthum legen zu müſſen. 
Das Land habe häufig als Compenſationsobjeet gedient und es ſei in man⸗ 
chen Schichten der Bevölkerung durch die fon währenden Dynaſtiewechſel eine 
gewiſſe Deprovation eingetreten. Durch die Gleichſtellung mit anderen Pro⸗ 
vinzen — auch in Bezug auf den Namen — werde man dahin wirken kön⸗ 
nen, die Lauenburger zu guten Bürgern des preußiſchen Staates zu machen. 

Regierungs⸗Commiſſar Gebeimrath Michelly erklärt, daß die Benennung 
„Herzogthum Lauenburg“ gewählt ſei einestheils, um Verwechſelungen mit 
dem Kreis Lauenburg in Hinterpommern zu vermeiden, anderntheils aus ges 
ſchichtlichen Gründen. £ A 

Abg. Graf v. Limburg: Stirum bittet den Virchow'ſchen Antrag ab: 
zulehnen, weil derſelbe eine gewiſſe Unfreundlichkeit gegen die Einwohner 
Lauenburgs zur Schau trage, welche die erſten geweſen, die ſich rückhaltlos 
und gern an Preußen angeſchloſſen. AN 7 

Abg. Windthorſt (Bielefeld) weiſt darauf hin, daß gar nicht einmal der 
Wunſch der Bevölkerung ſelbſt dahin ginge, die Bezeichnung als Herzogthum 
beizubehalten, wie die in einer größeren Bürgerverſammlung zu Lauenburg 
gefaßte Reſoletion beweiſe. N 

Miniſterpräſident Fürſt v. Bismarck: In meiner Eigenſchaft als bis⸗ 
beriger Miniſter dieſes Ländchens erlaube ich mir, der Andeutung des Vor⸗ 
redners zu widerſprechen, als ob die dortige Bürgerverſammlung ein Aus⸗ 
druck der öffentlichen Stimmung des Landes ſelbſt geweſen ſei. Ich halte 
dieſe Verſammlung lediglich für einen Ausfluß der Parteibeſtrebungen, beſon⸗ 
ders der ſocial⸗demokratiſchen Partei. Ich wiederhole als Miniſter des Lan⸗ 
des, in welcher Stellung ich die Stimmung doch wohl beſſer kennen muß, als 
einzelne, durch Parteineigungen beeinflußte Localverſammlungen, kann ich ver⸗ 
ern, daß die große Mehrheit der Einwohner von Lauenburg auf ihre Vor⸗ 
geſchichte und auf die Kennzeichnung derſelben durch den Namen des Kreiſes 
und keineswegs die Ritterſchaft allein, ſondern die heutige verfaſſungsmäßige 
Vertretung des Landes ein weſentliches Gewicht legt. Ich kann wohl ſagen, 
daß ich ſelber in einem fo kleinen Lande ein derartiges Gefühl von locali⸗ 
ſirtem Nationalſtolz wie bier kaum gefunden, wo man das Land eigentlich 
auch nicht „Herzogthum Lauenburg“ nennen laſſen will, ſondern es alle alten 


gang. — Verlag von Eduard Trewendt. 
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Es könne des⸗ 


einmal, an den übrigen Tagen zweimal erſcheint. 
Dinstag, den 4. April 1876. 


Leute noch Herzogthum Sachſen oder Niederſachſen nennen, und die Ein⸗ 
wobnerſchaft des Landes in ihrer großen Majorıtät, keineswegs beſonders die 
Ritterſchaft, vielmehr gerade die dortige woblhäbige Bauernſchaft, immerhin 
doch das vorwiegende Element, würde es dankbar anerkennen, wenn Sie dem 
Selbſtgefühle derjelben auch in der Benennung des Landes als „Herzogthum 
Lauenburg“ Rechnung tragen. Es koſtet Ihnen ja gar nichts. (Heiterfeit.)- 

Der Antrag Virchow wird hierauf abgelehnt und § 6 unverändert 
angenommen. 

$ 7 lautet: „An dem provinzialſtändiſchen Verbande von Schleswig⸗ 
Holſtein nimmt das Herzogthum nicht Theil. 2 

Abgg. Dr. Virchow und Genoſſen beantragen folgende Faſſung: „Bis 
zur Einführung einer neuen Provinzialordnung für Schleswig⸗Holſtein nimmt 
der Kreis Herzogthum Lauenburg an dem provinzialſtändiſchen Verbande don 
Schleswig⸗Holſtein nicht Theil.“ 5 

Abg. Dr. Lutteroth befürwortet den Antrag, indem er darauf hinweiſt, 
daß die Faſſung der Regierung weder den thatſächlichen Verhältniſſen ent⸗ 
ſpreche, noch zweckmäßig ſei, da ein ſo kleines Ländchen wie Lauenburg 
dauernd unmöglich den ganzen nothwendigen Apparat der Communal⸗Ver⸗ 
waltung beſtreiten könne. Wenn man auf Hohenzollern exemplificire, ſo 
möge man berückſichtigen, daß jenes Land viele Meilen weit entfernt von 
jeder preußiſchen Provinz liege. 

Fürſt v. Bismarck: Der Vorredner hat das Haus erſucht, der Vorlage 
der Regierung in dieſer e nicht beizutreten. Dieſe Auffaſſungsweiſe 
iſt ja für Sie ganz richtig; für Sie, m. H., kann es ſich ja nur um eine 
Vorlage der preußiſchen Regierung handeln, für die königliche Regierung 
ſelbſt handelt es ſich doch aber noch um eine andere Seite der Sache, näm⸗ 
lich auch zugleich um ein Abkommen mit den 3 Ständen. 
Dieſe Stände ſind ſehr klein und ſehr unbedeutend im rgleich zu dem 
großen preußiſchen Landtage, aber ihr Recht zum Mitreden, inſoweit es er⸗ 
forderlich iſt, um dem ganzen Abkommen ſeine geſetzliche Sanction zu geben, 
darf die königliche Regierung ihnen doch nicht verwehren. Nun baben die 
lauenburgiſchen Stände ſich ausdrücklich gegen eine völlige Verſchmelzung zu 
einer Provinz mit Schleswig⸗Holſtein verwahrt. Ob das eine Folge der 
Abneigung iſt, die ich in dem Maße nicht bemerkt habe, wie dies Andere 
wahrgenommen haben wollen, die auf der alten Grenze der Holſten und 
Sachſen herrſcht, will ich nicht entſcheiden. Aber wenn dies der Fall ware, 
ſo würde ich den Widerſtand der Lauenburger dagegen, einer großen Ma⸗ 
jorität, die ihnen abgeneigt iſt, ausgeliefert zu werden, doch noch in hoͤherem 
Maße begreifen. 5 . N h 3 

Daß die Provinz Schleswig⸗Holſtein, die an ſich nicht groß iſt — wenig⸗ 
ſtens an Einwohnerzahl ſich zu arrondiren ſucht, begreiſe ich, und wenn 
dieſem Bedürfniß der Wille, ſich arronditen zu laſſen, von Seiten der Lauen⸗ 
burger entgegenkommt, ſo würde es für die n nur er wünſcht fein, 
und für uns läge dann gar kein Grund vor, dieſer Sache zu widerſprechen. 
Aber es iſt gegen dieſen Annex bei den Lauenburgern unzweifelhaft eine 
Abneigung vorhanden, vielleicht ſchwindet fie in dieſem engeren provinziellen 
Verbande, wenn ſie die Schleswig⸗Holſteiner näher kennen lernen. Dann 
werden ſie ihnen vielleicht liebenswürdiger als bei der bisberigen Abſperrung 
erſcheinen, — uns wenigſtens iſt es ja auch ſo gegangen: die Schleswig⸗Hol⸗ 
ſteiner gewinnen bei näherer Bekanntſchaft. (Große Heiterkeit.) Warten 
wir doch ab bis zur Einführung der Provinzialordnung in Schleswig⸗Holſtein 
und in Hannover, es wird doch jedenfalls noch Jahr und Tag darüber ver⸗ 
gehen, und dann können wir doch wieder mit den lauenburgiſchen Vertretern, 
mögen es nun die Stände oder die lauenburgiſchen Kreisvertreter fein, reden, 
und der Geſetzgeber kann dann immer noch beſchließen, was ihm unabweislich 
ſcheint. Wenn ſich nun berausſtellt, daß die Lauendurger weſentlich lieber 
in dim Provinzial⸗Verbande mit Hannover wären, namentlich, wenn die feſte 
Eiſenbabnbrücke bei der Stadt Lauenburg hergeſtellt fein wird, als mit dem 
von Schleswig Holſtein, ſo würde zwar das locale Unbeqnuemlichkeiten haben, 
aber die Zuſammengehörigkeit iſt ja Jahrhunderte lang eine althergebrachte 
geweſen, und die provinziellen Rechte ſind dieſelben, und ich kann mir daher 
wohl denken, daß ſich dafür im Sinne der Lauendurger ſehr viel anführen 
ließe; und wenn ſie die Gewißbeit gehabt hätten, ihr kleines Gemeinweſen 
für ſich zu ergänzen, und ihnen die Wahl geſtellt worden wäre, für eine 
der beiden Provinzen müßt ihr euch jetzt gleich entſcheiden, für Schleswig⸗ 
Holſtein oder Hannover — jo vermuthe ich, daß die Mehrheit des Landes, 
daß diejenige Mehrheit des Landes, die an Volksverſammlungen nicht theil⸗ 
nimmt (Heiterkeit), ſich far den Anſchluß an Hannover erklart baben würde. 
Alſo ich möchte vorſchlagen: Laſſen Sie es einſtweilen bei dem, wie es 
jetzt iſt, während bei einer Aenderung es doch nothwendig wird, daß wir in 
Verhandlungen mit den lauenburgiſchen Standen darüber eintreten, ob ſie 
der Aenderung freiwillig beitreten oder nicht. Die lauenburgiſchen Land⸗ 
ſtände nun ſchon heute ganz und ausſchließlich der Autorität der preußiſchen 
Geſetzgebung zu unterwerfen, dieſen Anſpruch werden Sie nicht erheben, und 
es wäre unbillig gehandelt gegen ein kleines und ſchwaches Land, was mit 
Ihnen pactirt. Alſo laſſen Sie dieſe Frage bis zur Einführung der Pro: 
ee in Schleswig⸗Holſtein reſp. in Hannover. Warten wir ab, 
was dann die Landſtände oder die Kreisordnung von Lauenburg dazu ſagt. 
Sie ſind dann in Bezug auf die Geſetzgebung ebenſo ſouverän, wie Sie es 
heute ſind, oder beſſer geſagt, wie Sie es Lauenburg gegenüber heute noch 
nicht vollkommen ſind. 5 j 

Abg. Ham macher beantragt, hinter das Wort „Herzogthum“ einzite 
ſchalten „vorlaufig“. a 

Abg. Virchow zieht in Folge deſſen feinen Antrag zurück. 

Abg. Miquel kann ſich mit dem ae Hammacher ebenſowenig ein⸗ 
verſtanden erklären, wie mit dem Antrage Virchow, da die Bedenken gegen 
beide dieſelben find. Die vertragsmäßig garantirten communalſtändiſchen 
Rechte des Herzogthums dürfen nicht nur vorläufig garantirt werden, 
ſondern es müſſen etwaige Maßregeln über den Anſchluß an einen provinzial⸗ 
ſtändiſchen Verband der ſpäteren Einſicht der Kreisvertretung des Kreiſes 
Lauenburg überlaſſen bleiben. 

Abg. Virchow beantragt für § 7 folgende Faſſung: „Der Anſchluß des 
Herzogthums an eine der peeußiſchen Provinzen wind durch künftiges Geſetz 
geregelt werden,“ und begründet ſeinen Antrag damit, daß er zwar das ver⸗ 
mögensrechtliche Verhältniß Lauenburgs für res judicata halte, daß es aber 
der Würde Preußens nicht eniſpreche, mit Lauenburg als Staat zu Staat 
x verhandeln und auch für die Zukunft an das Gutachten der dortigen 

itter⸗ und Landſchaft gebunden zu fein. f 

Miniſterpräſident Fürſt Bismarck: Der Vorredner hat zu Gunſten der 
Annahme ſeines Antrages eine Beſorgniß bezüglich der Zukunft geäußert, 
die ich nicht theile. Ich glaube nicht, daß auf Seiten des Herzogthums 
Lauenburg oder der Regierung irgend Jemand der Anſicht ſein kann, daß 
nach dem 1. Juli die preußiſchen Geſetzgeber nicht in Bezug auf den 
Kreis Lauenburg eben fo gut wie auf jeden anderen Kreis fouberän 
fein würden. Es gehört dann eben nur, um eine jetzt geſetzlich feſt⸗ 
ſtehende Poſition zu ändern, dazu, daß die drei Factoren der Geſetzgebung 
ſich einigen. Ich möchte alſo bitten, ſich durch die Beſorgniß, daß die 
Souveränetät der Geſetzgebung im preußiſchen Staate in Zukunft beſchränkt 
ſein könnte, nicht davon abhalten zu laſſen, den Antrag des Vorredners ab⸗ 
zulebnen. Nur jetzt, in dieſem Augenblick unterliegt Lauenburg der Souve⸗ 
räuetät der preußiſchen Geſetzgebung noch nicht unbedingt, jetzt pactirt Lauen⸗ 
burg noch mit Preußen, und warum das unwürdig fein ſollte, das kann ich, 
fo klein das Herzogthum iſt, doch nicht einſehen. Preußen hat ſchon mit 
viel kleineren Leuten Verträge abgeſchloſſen wie Lauenburg it. (Heiterkeit) 
Den Unterſchied der Auffaſſung des Vorredners und der meinigen hat er 
ſelbſt ſcharf hervorgehoben, indem er ſagte, es ſolle hier beut ſchon geſetzlich 
feſtgeſtellt werden, daß eine Regelung nach einer beſtimmten Richtung hin 
eintreten müſſe. Dieſes „müſſe“ möchte ich heute noch nicht auferlegen. Ich 

laube, daß in Zukunft der Vertreter Lauenburgs vielleicht ſelbſt in dem 
Einne, wie es der Abg. Miquel äußerte, einſehen wird, daß für ſolche Ein⸗ 
richtungen die Herſtellung größerer Provinzialverbände nützlich iſt und daß 
es ſich empfiehlt, unter gewiſſen Bedingungen, welche dann freiwillig zu 
pactiren ſind, einem ſolchen Verbande ſich anzuſchließen oder durch das Geſetz 
ſich anſchließen zu laſſen. Ich bitte, die beiden Anträge abzulehnen, um 
nicht ſchon heute das Geſetz dahin zu präjudiciren, daß zu einer ſpäteren 
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Entſcheidung ein eigentliches Geſetz nothwendig iſt, ſondern nur die Aus⸗ 
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Führung eines jetzt ſchon, ehe Lauenburg zu Preußen gebört, zu gebenden 
f Grtehed: im Uebrigen aber das Vertrauen zu haben, daß es ſchwerlich eine 
| ſtaatsrechtliche Theorie auf Seiten der Kgl. Regierung geben kann, die na 

der Einverleibung, wenn fie am 1. Juli dieſes Jahres erfolgt, die Anwen⸗ 
dung der Souberänetät der preußiſchen Geſetzgebung auf den Kreis Lauen⸗ 


burg in Frage ſtellt. 1 
’ Ain. Miauel: Der Antrag Virchow iſt mir nicht vollſtändig klar. In 


unſerer geſetzgeberiſchen Sprache verſtehen wir unter Provinz die ftaatliche |\ 


Begrenzung, ſonſt reden wir von communal⸗ oder provinzialſtandiſcher Ver: 
waltung. Meint der Antrag Virchow das erſtere Verhältniß, jo it das ſchon 
in § 5 geregelt, meint er aber letzteres, fo ſtehen wir vor der kritiſchen Alter 
native, entweder dem Herzogthum Lauenburg eine neue Provinzialdotation 

zu bewilligen, es gewiſſermaßen doppelt zu dotiren, oder durch einen offen⸗ 
baren Rechtsbruch das vertragsmäßig dem Herzogthum für feine Zwecke ge⸗ 
währte Domanialvermögen als Einwurf der Provinz, der es angeſchloſſen 
wird, zu überweiſen. Redner befürwortet daher die unveränderte Annahme 
der Regierungsvorlage. n 

Abg. Virchow beantragt in ſeinem letzten Antrage ſtatt: „an eine der 
preußiſchen Provinzen“ zu ſetzen: „an einen provinzialſtändiſchen Verband.“ 

- Abg. Hammacher: Der Abg. Miquel hat den Willen des Geſetzes nicht 
ganz genau gefaßt. Aus den Motiven gebt klar bervor, daß in Zukunft die 

Preußiſche Geſetzgebung freie Hand behält, Lauenburg an eine preußiſche Pro⸗ 
binz anzulehnen und man kann ſich ſehr gut denken, daß der Kreis Lauen« 
burg innerhalb dieſer Provinz mit eigener Vermögensperwaltung beſtehen 
Tann, da wir ja dergleichen Verbältniſſe in den alten Provinzen bereits haben. 
Ein Rechtsbruch iſt deshalb dazu nicht erforderlich und der diesbezügliche An⸗ 
gf des Abg. Miquel gegen meinen Antrag unbegründet. Uebrigens iſt der 

N im Geſetze gan und gar entbebrlich, denn wenn Alles in demſelben 

ſtehen ſoll, was nicht auf daſſelbe Bezug hat, jo würde es ein ganzes Com⸗ 

pendium ausmachen. Will man den Paragraphen nicht ſtreichen, ſondern 
den Text der Regierungsvorlage zur Grundlage der Berathung machen, ſo 
lie ich mein Amendement für eine Verbeſſerung. Ich beantrage alſo 
treichung des § 7 event. Annahme meines Amendemenis. 3 

Faurſt Bismarck: Ich möchte im Namen der königlichen Regierung die 
Bitte an Sie richten, den Paragraphen doch nicht zu ſtreichen, ſondern ihn 
ſo anzunehmen, wie er da ſteht, indem wir ſonſt unſererſeits in die Lage 
kommen, dieſen Text, auf den von Lauenburg ein erheblicher Werth gelegt 
wird, noch einmal mit den lauenburgiſchen Ständen zu beſprechen. Es iſt 
das vielleicht unweſentlich. Es läßt ſich juriſliſch ja Manches dafür jagen, 
daß dieſer Theil auch fehlen könnte, obſchon ich dann nicht weiß, was man 
dann nicht Alles aus den erſten Zeilen von § 5 mit gutem Willen würde 

deduciren können. Für die Lauenburger dient dieſer Paragrapb jedenfalls 

zu einer großen Beruhigung, und wenn er geſtrichen werden ſollte, jo würde 
dees für die dortige Auffaſſung beſſer geweſen fein, er hätte gar nicht im Ent: 
wurf geſtanden. In dem Streichen wird man eine Abſicht von der Art, 
ie fie von lauenburgiſcher Seite vorgeſtellt werden könnte, wohl nicht ver⸗ 
ennen können. ) j J a 
Hierauf wird die Discuſſion geſchloſſen, die Anträge Virchow und Ham» 
macher werden abgelehnt und der Paragraph unverändert nach der Re⸗ 
run angenommen. „ 

88 lautet: „Der lauenburgiſche Landescommunalverband bildet in ſeiner 
gegenwärtigen Begrenzung und unter Beibehaltung feiner bisherigen Be: 
nennung einen beſonderen kreisſtändiſchen Verband mit den Rechten einer 

Corporation und wird als ſolcher bis auf Weiteres von der Ritter⸗ und 
Landſchaft des Herzegthums Lauenburg in ihrer b.3berigen Zuſammenſetzung 
vertreten. Der Ritter⸗ und Landſchaft werden die Obliegenheiten, Geſchafte 
und Beiugnifje übertragen, welche die Verordnung vom 22. September 1867 
in den §§ 7—10 den Kreisſtänden zuweiſt, mit den Maßgaben, daß 1) bei 
Errichtung von Kreiöftatuten die Anhörung des Provinziallandtages nicht 

erforderlich iſt, und 2) die Verwaltung des Vermögens des Landescommu⸗ 

1 nicht von dem Landrath, ſondern bis auf Weiteres nach den 

89 13 und folgenden des Geſetzes betreffend die Uebertragung der Verwal: 
"dung des Domanialvermögens und der aus demſelben zu unterhalten 
den Landes » Anftalten auf den Landescommunalverband, fo wie die 

anderweitige Einrichtung der ſtändiſchen Verwaltung vom 7. December 1872 

von dem Erblandmarſchall und dem Landſchaftscollegium geleitet wird. 

Außerdem iſt die Nitter- und Landſchaft berufen, über die Einführung, Ab: 

"änderung oder Aufhebung von Geſetzen, welche den Kreis ausſchließlich be⸗ 
treffen, ihr Gutachten abzugeben, ſowie im beſonderen Intereſſe des Kreiſes 
Bitten und Beſchwerden an die Staatsregierung zu richten. N 

Hierzu beantragt Abg. Hammacher, im eriten Alinea ſtatt „bis auf 

Weiteres“ zu ſetzen: „bis zur anderweitigen geſetzlichen Regelung, längſtens 

jedoch bis zum J. März 1878, . . 

| Die Abgg. Virchow und Lutteroth beantragen, im letzten Alinea 

hinter „Gutachten“ hinzuzufügen: „falls es von der Staatsregierung erfor⸗ 

dert wird“. 

5 JNachdem die Antragſteller ihre Anträge begründet, erklärt ſich Geh. Rath 

Michelly mit dem Antrag Hammacher einverſtanden, dagegen proteſtirt er 

gegen den Antrag Virchow, da die Regierung geneigt iſt, der lauenburgiſchen 

Akten aft das lebhaft begehrte Recht zuzugeſtehen, obligatoriſch in den eige⸗ 

nen Angelegenbeiten Lauenburgs gebört zu werden. 8 : 
Ab Abg. Miquel befürwortet den Antrag Virchow, da es ihm unthunlich 
erſcheint, Lauenburg auch nach der Einverleibung in Preußen beſondere Privi⸗ 
llegien vor den übrigen Provinzen bei der Geſetzgebung i } 
Faurſt Bismarck: Ich will mit dem Vorredner Abg. Miquel mich auf 
dem Gebiete der Geſetzgebung nicht meſſen; aber, ſo viel ich mich erinnere, 
wird bier für Lauenburg, jo lange es ein gewiſſes Maß von provinzieller 
Selbſiſtändigkeit behält, doch nichts Anderes in Anſpruch genommen als für 
alle anderen preußiſchen Provinzen, nämlich daß, wo in Bezug auf die 
Geeſetzgebung die Intereſſen einer Provinz allein in Frage kommen, ein 
Gutachten der Provinzialſtande vorher eingebolt wird; und mich dünkt, wir 
> Hönnten, ohne ein novum im preußiſchen Recht einzuführen, auch für dieſes 
pvertragsmäßige Abkommen ſehr wohl dieſem neu zu erwerbenden Landestheil 
aguch ein analoges Recht geben, was für die lauenburgiſchen Stände der 
Ausdruck geweſen iſt, die Einverleibung in Einklang zu bringen mit 
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Verpflichtungen, die ihnen bei der Uebernahme des Landes von unſerer 
Seite gegeben find in Bezug auf die lauenburgiſche Verfaſſung. Nach der 
Beerfaſſung haben die lauendurgiſchen Stände das Recht, über alle Geſetzes⸗ 
nuität dieſes Rechts in den preußiſchen Staat mit hinüber zu nehmen hei 
Gelegenheit des Incorporations⸗Vertrages ift ein Wunſch, auf deſſen Be⸗ 
Aluckſichtigung die lauenburgiſchen Stände einen hohen Werth gelegt haben. 
Sie lonnen ja nachher, wenn das Land einverleibt iſt und alle preußischen 

Geſetze eingeführt ſind, alles dasjenige thun, was die Beſtimmungen dieſes 
Ken Be mit der preußiſchen Geſetzgebung in Uebereinſtimmung bringt. 
rg bg. Miguel erinnert darauf an den § 34 der Prodinzialordnung, 
worin es heißt: „Der Provinzialausſchuß ſoll ſein Gutachten abgeben über 
Angelegenheiten, welche ihm zu dem Ende von der Staatsregierung über: 
wieſen werden“. Redner it nicht gegen eine facultative Anhörung der 
Ritter⸗ und Landſchaft von Lauenburg, nur ſoll die preußiſche Geſetzgebung 
nicht durch vdieſes Gutachten gebunden ſein und gelegentlich auch einmal ohne 
dDdaſſelbe eine Maßregel für Lauenburg beſchließen dürfen. 

* Geh. Rath Michelly erwähnt, daß der Wortlaut der Regierungs⸗Vor⸗ 
lage ſich wörtlich in der Landesordnung für Hohenzollern finde. 
Abg. Lasker weiſt dagegen darauf hin, daß Lauenburg in Zukunſt wohl 

ein communalſtändiſcher Verband aber nicht eine Provinz ſein wird wie 
Hohenzollern. } 

MR $ 8 wird darauf mit den Anträgen Hammacher und Virchow ange⸗ 
nommen; darauf werden die SS 9 bis 11 incl. (Verwaltungsmaßregeln für 

Lauenburg) unverändert genehmigt. ; 

$ 12 lautet: „Für die vermögensrechtlichen Verhältniſſe zwiſchen Preußen 
und Lauenburg ift der dieſem Geſetze angeſchloſſene Vertrag vom 15. März 
13876 maßgebend, welcher hiermit genehmigt wird.“ 
* Abg. Virchow beantragt die Verweiſung des Paragraphen nebſt dem dazu 
1 0 . Vertrage an die Budgetcommiſſion, da alle betreffenden Einzel⸗ 
b beeiten nicht genügend bekannt ſeien. 

0 Geb. Raid Michelly macht dagegen geltend, daß in den Motiven zum 
Geeſetze alle Details mit Ausnahme der leicht zu beſchaffenden in der Vor⸗ 
lage citirten Geſetze genügend erörtert ſeien. 

15 Abg. Virchow erklärt, daß er zwar die bezüglichen Geſetze beſitze, daß 
A er aber nicht überleben könne, wie groß die dem Communalverbande Lauen⸗ 


N. burg auferlegten Verpflichtungen feien und ob derſelbe nicht vielleicht über: 
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12 t ſei, namentlich durch die Grundſteuer. 
1 8 Geb. Rath Michelly entgegnet, daß die Grundſteuerfrage bereits durch 
die lauenburgiſche Geſetzgebung geregelt ſei. Bei der Prüfung eines Staats⸗ 
vertrages könne dieſe Regelung nicht alterirt werden. 
Abg. p. Kardorff iſt ebenfalls der Anſicht, daß bier eine ſpeciell lauen⸗ 
burgiſche Angelegenheit vorliege, welche der Entſcheidung der dortigen Stände 
anbeimgeftellt werden müſſe. 
. Nachdem Abg. Virchow nochmals ſeine Bedenken aus den Motiven der 
Vorlage begründet, wird der Antrag Virchow abgelehnt und § 12 under: 
andert angenommen. 
5 $ 13 lautet: „Bezüglich der Penſionsanſprüche der Staats⸗Beamten des 
A) 
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Herzogtbums und ihrer Angehörigen wird durch die Einverleibung Nichts ges 
ändert. Das Gleiche gilt von den Rechtsverhällniſſen der bereits auf Warte⸗ 
N gabe, daß eine anderweitige Anſtellung 
oder Verwendung derſelben im preußiſchen Staats dienſte nur mit ihrer Zu⸗ 
ſtimmung erfolgen darf. DRIN a 

Die Richter des Herzogthums verbleiben in ihren Aemtern und im Ge⸗ 
nuſſe ihres bisherigen Dienſteinkommens. RR 
Die übrigen activen Staats⸗Beamten find verpflichtet, unter Belaſſung 
ihres bisherigen Dienſteinkommens und gegen Vergütung der Koſten eines 
etwaigen Umzuges ſich auch in einem anderen, ihrer Berufsbildung und ihrem 
Rangverhaltniſſe entſprechenden preußiſchen Staatsamte verwenden zu laſſen. 

Inſoweit ihre Verwendung im preußiſchen Staatsdienſte nicht erfolgt, wird 
ihnen ein nach dem § 26 des Geſetzes, betreffend die Rechisverhältniſſe der 
Reichsbeamten, vom 31. März 1873, zu bemeſſendes Wartegeld gewahrt, wo⸗ 
bei der Wohnungsgeldzuſchuß mit dem für die Penſionirung geltenden Durch⸗ 
ſchnittsſatze dem Gehalte zugerechnet wird. \ . 

Diejenigen Beamten, welche gleichzeitig im lauenburgiſchen und im preu⸗ 
ßiſchen Staatsdienſte angeſtellt ſind, treten bezüglich ihres lauenburgiſchen 
Amtes, wenn daſſelbe in Folge der Einverleibung in Wegfall kommt, in den 
Ruheſtand und behalten drei Viertheile ihres vom lauenburgiſchen Staate 
e Dienſteinkommens als lebenslängliche Penſion.“ 

bg. Virchow begründet feinen Antrag auf Streichung des Alinea 5 

damit, daß es ſich hier nur um commiſſariſch beſchäftigte preußiſche Staats⸗ 
Beamte handle, welche durch die Aufhebung der lauenburgiſchen Specialver⸗ 
waltung tbatſächlich keine Einbuße erlitten. Bi 

Geh.⸗Rath Michelly entgegnet, daß es ſich hier nicht nur um Minifterials, 
ſondern auch um Communal: und Provinzialbeamte, z. B. um Baubeamte 
handele, deren in lauenburgiſchen Staatsdienſten wohlerworbene Rechte ohne 
Rechtsverletzung nicht alterirt werden dürften. 

Darauf wird das Amendement Virchow abgelehnt, die SS 13 und 14 
und damit das Geſetz im Ganzen angenommen. a 

Schluß 2% Uhr. Nachſte Sitzung: Mittwoch 1 Uhr. (Dritte Ber 
rathung der Geſetzentwürfe betreffend Aufnahme von Wechſelproteſten und 
die Einverleibung Lauenburgs; erſte und zweite Berathung des Vertrages 
zwiſchen Preußen, Oldenburg und Bremen über die Schifffahrtszeichen an 
der Unterweſer und des Geſetzentwurfs, betreffend die Aufloſung des Lehns⸗ 
verbandes in Weſtfalen; Berichte der Budget⸗Commiſſion.) 


Berlin, 3. April. [Amtliches.] Se. Majeſtät der König hat dem 
Paſtor prim. Haupt zu Görlitz den Rothen Adler⸗Orden vierter Klaſſe; 
dem Kreis⸗Wundarzt Dr. Schmidt zu Görlitz den Königlichen Kronen ⸗Orden 
dritter Klaſſe; dem Regierungs⸗Secretär, Rechnungs⸗Rath Meweß zu Pois ⸗ 
dam, dem Stadt⸗Hauptkaſſen⸗Rendanten Meinert zu Stargard i. Pom., 
dem Steuer⸗Einnehmer Kaun zu Culmſee im Kreiſe Thorn, und dem Schul⸗ 
lehrer Brennicke zu Oranienburg im Kreiſe Niederbarnim, den Königlichen 
Kronen⸗Orden vierter Klaſſe; den Schullehrern ꝛc. Lau zu Göhren, Regie⸗ 
rungsbezirk Frankfurt a. O., Vogeler zu Danſtedt im Kreiſe Halberſtapt, 
Spieß zu Strasburg im Kreiſe Prenzlau und Preuß zu Nimptſch den 
Adler der Inhaber des Königlichen Haus Ordens von Hohenzollern verliehen. 

Se. Majeſtät der König bat den bisherigen Oberlehrer am Gymnaſium 
in Memel, Dr. nr Kretſchmann zum Gymnaſial⸗Director ernannt, 
und dem Bureau⸗Vorſteher bei der Provinzialſteuer⸗Direcuion zu Poſen, Herr: 
N feinem Uebertritt in den Ruheſtand den Charakter als Kanzlei⸗Rath 
berlie . 

Das Kaiſerliche Conſulat in Shields iſt aufgehoben, und der Amts: 
bezirk deſſelben mit dem des Kaiſerlichen Conſulats in New⸗Caſtle ver⸗ 
einigt worden. Von dem Conſul Eichholz in New⸗Caſtle iſt Herr H. H. van 
der Werff in North Shields zum Conſular⸗Agenten beſtellt. 

Der Geheime Kanzlei⸗Secretär Stolte bei dem Miniſterium der geiſt⸗ 
lichen ꝛc. Angelegendeiten iſt zum Geheimen Regiſtrator und der Gedeime 
Regiſtratur⸗Aſſiſtent Nordhauſen zugleich zum Geheimen Kanzlei⸗Secretär 
bei demſelben Mimiſterium ernannt worden. — Dem Gymnaſial⸗ Director 
Dr. Kretſchmann iſt die Direction des Gymnaſiums zu Strasburg in 
Weſtpreußen übertragen worden. — Beim Gymnaſium in Bielefeld iſt die 
Beförderung des ordentlichen Lehrers Dr. Samuel Carl Wilhelm Michael 
zum Oberlehrer genehmigt worden. — Am Gymnaſium in Kaſſel iſt der 
ordentliche Lehrer Dr. Utd zum Oberlehrer befördert worden. — Der Real: 
ſchullehrer Dr. Carl Horſtmann in Magdeburg iſt als Oberlebrer an das 
Gymnaſium zu Sagan, und der Progymnaſial⸗Oberlehrer Dr. Heinrich 
Bockſch in Tremeſſen als Oberlehrer an das Gymnaſium zu Bromberg be⸗ 
rufen worden. — Die Berufung des Lehrers Dr. Wilhelm Knott von der 
Gewerbeſchule in Barmen zum Oberlehrer an der Realſchule in Mühlheim 
am Rhein, und die Berufung des ordentlichen Lehrers Hugo Endemann 
vom Gymnaſium in Zeitz zum Oberlehrer an der höheren Bürgerſchule in 
Celle iſt gerehmigt worden. 

Berlin, 3. April. [Se. Majeflät der Kaiſer und König] 
beehrten vorgeſtern Nachmittags den Reichskanzler Fürſten Bismarck 
zu deſſen Geburtstag mit einem Beſuche. — Am geſtrigen Sonntage 
nahmen Se. Majeſtät um 12 Uyr Mittags den Beſuch Sr. Hoheit 
des Herzogs von Sachſen⸗Altenburg entgegen und gewährten ſpäter 
dem dieſſeitigen Botſchafter am Königlich italieniſchen Hofe, Herrn von 
Keudell, und dem Landesdirector der Provinz Pommern, Herrn von 
Heyden Linden, Audienzen. — Heute Vormittag nahmen Allerhöoͤchſt⸗ 
dieſelben in Gegenwart des Gouverneurs und des Commandanten 
von Berlin militalriſche Meldungen entgegen, hörten die Vorträge des 
Cioilcabinets und des Miniſters des Innern, Grafen zu Eulenburg, 
und empfingen den Generalmajor Bronſart von Schellendorf, Chef 
des Generalſtabes des Garde⸗Corps, welcher die Ehre hatte, den ten 
Theil ſeines Werkes über den Dienſt des Generalſtabes zu überreichen. 

Beide Kaiſerliche Majeſtäten beſichtigten vorgeſtern die Ateliers der 
Maler v. Heyden und Knaus in der Akademie. — Geſtern wohnte 
Ihre Majeſtät die Kaiſerin⸗Königin dem Gottesdienſte in der Nicolai⸗ 
kirche bei. — Allerhoͤchſtdieſelbe empfing den Beſuch Sr. Hoheit des 
Herzogs von Sachſen⸗Altenburg. Das Familiendiner fand im König: 
lichen Palais, ſowie eine kleinere Abend⸗Geſellſchaft daſelbſt, ftatt. 

[Se. kaiſerliche und königliche Hoheit der Kronprinz! 
empfing am Sonnabend Mittag 12 Uhr den General⸗Adjutanten 
Kraft Prinz zu Hohenlohe⸗Ingelfingen, Commandeur der 12. Divifion, 
beehrte um 1 Uhr Se. Durchlaucht den Fürſten Bismarck mit einem 
Beſuche, nahm um 1½ Uhr den Vortrag des Geheimen Cabinets⸗ 
Raths v. Wilmowski entgegen und begab Sich Nachmittags 2 Uhr 
zur Abhaltung einer Jagd nach dem Forſt⸗Revier Spandau. — 
Geſtern Mittag um 12 Uhr empfing Se. kaiſerliche und königliche 
Hoheit den Commandeur Höchſtſeines Schleſiſchen Grenadier⸗Regiments 
Nr. 11, Oberſt v. Wehren. Um 1½ Uhr ſtattete Se. Hoheit der 
Herzog von Sachſen⸗Altenburg einen Beſuch ab, der Nachmittags von 
Sr. kaiſerlichen Hoheit erwiedert wurde. — Um 5 Uhr Nachmittags 
nahmen die kronprinzlichen Herrſchaften an dem Familien⸗Diner bei 
Ihren Majeftäten Theil. (Reichsanz.) 

O Berlin, 3. April. [Der Kaiſer von Rußland. — Die 
Juſtizgeſetze. — Die Arbeiten des Abgeordnetenhauſes.] 
Wir waren in der Lage, den Gerüchten, welche von einer beabſichtigten 
Abdankung des Kaiſers von Rußland oder auch nur von einer längeren 
Abweſenheit deſſelben von Rußland ſprachen, welche eine Stellvertretung 
nöthig mache, mit entſchiedenem Dementi entgegen zu treten, indem 
wir conſtatiren konnten, daß in hieſigen unterrichteten Kreiſen von der⸗ 
artigen Abſichten nichts bekannt ſei. Inzwiſchen hat dieſes Dementi 
von allen Seiten Beſtätigung gefunden. Auch eine andere Thatſache, 
mit welcher man dieſes Gerücht in Zuſammenhang brachte, iſt jetzt 
weggefallen, nämlich die Abſicht des Kaiſers, die Reife nach Deutſch⸗ 
land ſchon frühzeitig anzutreten. Nach den neueren Beſtimmungen 
wird die Abreiſe von Petersburg ſogar noch einige Tage ſpäter er⸗ 
folgen als im vorigen Jahre. Deshalb kann auch die Reiſe unſeres 
Kaiſers nach Wiesbaden und der Aufenthalt daſelbſt verſchoben werden, 
da ſelbſt noch nach dem 18. April dem Kaiſer die Zeit bleibt, 3 Wochen 
in Wiesbaden zu verweilen. — Der Juſtiz⸗Ausſchuß des Bundesraths 
wird heute über die großen Reichs⸗Juſtizgeſetze ſeine Berathungen be⸗ 
ginnen, welche hoffentlich zur Löſung der ſchwierigen Aufgabe beitragen 
werden, eine Verſtändigung des Bundesraths mit dem Reichstage herbei⸗ 
zuführen. Man wird jetzt wohl, ohne begründeten Widerſpruch beſorgen zu 


dürfen, conftatiren konnen, daß das öffentliche Urtheil ſich von der Noth⸗ 
wendigkeit einer erheblichen Abänderung der Beſchlüſſe der Juſtizcommiſſton 
des Reichstages überzeugt hat. Die Arbeiten des Ausſchuſſes werden 
vorausſichtlich eine Woche in Anſpruch nehmen. — Es ſteht jetzt außer 
Zweifel, daß bis Oſtern kein einziges der wichtigeren Geſetze, welche 
dem Landtage vorgelegt worden find, zum Abſchluß gelangen wird. 
Die Dispoſitionen, welche beim Beginn des vorigen Monats von Seiten 
des Präſtdiums in Ausſicht genommen wurden, um eine ſchleunige 
Erledigung der wichtigſten Arbeiten herbeizuführen, können nicht inne⸗ 
gehalten werden. Damals war die Hoffnung vorhanden, daß das 
Dioͤzeſangeſetz und das Sprachengeſetz vor Oſtern die beiden Leſungen 
paſſiren würden. Auch ſtand es damals in Ausſicht, daß die Eiſen⸗ 
bahnvorlage noch vor Oſtern auf die Tagesordnung kommen würde. 
Alle dieſe Vorausſetzungen haben ſich jedoch nicht beſtätigt, und es 
wird daher erſt nach den Oſterferien der ſchwierigſte Theil des ganzen 
Landtagspenſums zu bewältigen bleiben. 

[Die beimiſche Induſtrie.] Der, Staatsanz.“ ſchreibt: Wir find in 
den Stand gelegt, nunmehr auch den Paſſus 2 des in Nr. 50 des „Düſſel⸗ 
dorfer Anzeigers“ vom 19. v. M. enthaltenen „Der Staat und die beimiſche 
Induſtrie“ überſchriebenen Artikels als jeder Begründung entbehrend bezeich⸗ 
nen zu können. — Die Beſchaffung des Eiſenbedarfs für die Artillerie⸗Werk⸗ 
ſtatt in Spandau hat in den letzten Jahren, von geringerem augenblicklichen 
Bedarf abgeſehen, ausſchließlich von rheiniſchen und weſtfäliſchen Eiſenwerken 
u. z. größtentheils im Submiſſionswegel ſtattgefunden, engliſche Firmen find 
bei der Vergebung des Bedarfs niemals berückſichtigt worden. — Hervorzu⸗ 
beben iſt noch, daß auch bei der Conſtruction des neuen Artillerie⸗Materials 
auf die Betheiligung der einheimiſchen Induſtrie bei der Beſchaffung in der 
Weiſe gerückſichtigt worden iſt, daß niemals Profileiſen von größeren Abs 
meſſungen angewendet worden ſind, als Seitens der heimiſchen Eiſenwerke 


noch hergeſtellt werden können. 

Wiesbaden, 2. April. [ Altkatholiſcher Gottesdienſt.] 
Heute iſt in der hieſigen Eathollihen Pfarrkirche der altkatholiſche 
Gottes dienſt durch Biſchof Reinkens eröffnet worden. 

Frankfurt a. M., 3. April. [Die Eiſenbahnſtrecke Mainz⸗ 
Bingen) ift zwiſchen Heidesheim und Ingelheim durch einen Wolken⸗ 
bruch beſchädigt worden, die Reparaturen nehmen mehrere Tage in 
Anſpruch und findet daher vorläufig nur ein beſchränkter Dienſt für 
den Perſonen⸗ und Localverkehr ſtatt. , 

Frankreich. 

O Paris, 2. April. [Aus der Deputirtenkammer. — 
Wahlprüfungen. — Clericales. — Erklärungen Dufaure's. 
Ergänzungswahlen. — Der Labrador.] Es war vorauszu⸗ 
ſehen, daß die bisher invalidirten Landesvertreter in dem Due de Feltre 
einen Leidensgenoſſen finden würden. Dieſer bonapartiſtiſche Depu⸗ 
tirte iſt geſtern mit Glanz feiner geſetzgeberiſchen Thätigkeit enthoben 
worden. Von feiner etwas cavaliermäßig gleichgiltigen Vertheidigung 
nahm die Kammer kaum Notiz; gegen ſeine Zulaſſung ſprachen ſich 
298, für dieſelbe nur 91 Stimmen aus. Einmal im Zuge, warf die 
Mehrheit dann auch noch de Cardenan, den Abgeordneten für Dax 
in den Landes, über Bord; aber ſein Schickſal blieb länger zweifel⸗ 
haft und er wäre gerettet worden, hatte ſich nicht herausgeſtellt, daß 
die Verwaltung ſeine Candidatur mit Hilfsmitteln, die für die Ueber⸗ 
ſchwemmten beſtimmt waren, unterſtützt hatte. Der Finanzminifter 
nahm dieſe Gelegenheit wahr, um zu erklären, daß ſeine Verwaltung 
mii dergleichen Maßregeln nichts zu thun habe. Mehrere andere 
Wahlen, darunter diejenige des ultramontanen Keller, wurden faſt 
ohne Debatte beſtätigt, worauf die Verſammlung ſich trennte. — Als 
jüngſt der Ritter des Syllabus, Herr de Mun, auf der Tribüne den 
ſtaatsgefährlichen Ausſpruch that, daß die Biſchöfe das Recht haben, 
Alles zu thun, was ihr Gewiſſen ihnen vorſchreibt, da ſtellte er nur 
einen Grundſatz auf, den die franzöſiſchen Biſchöfe längſt praktiſch an⸗ 
gewandt haben. Einen neuen Beleg hierfür giebt die in verfloſſener 
Woche hier abgehaltene Verſammlung der Prälaten, welche den Auf⸗ 
ſichtsrath der katholiſchen Univerſität von Paris bilden. Die cleri⸗ 
calen Blätter erftatten in einer gleichlautenden Note über die Verhand⸗ 
lungen dieſer Conferenz Bericht. Die Biihöfe haben danach die laufenden 
Geſchäfte der Univerfität geregelt, die budgetariſchen Ausgaben feſigeſtellt, 
die Gründung einer Anzahl neuer Lehrſtühle beſchloſſen, dann aber 
zu einem wichtigeren Gegenſtande übergehend, haben ſie über die von 
Waddington beantragte Verbeſſerung des Unterrichtsgeſetzes berathen. 
„Es war unmöglich“, ſagt die in Rede ſtehende Note, „daß die ver⸗ 
ſammelten Prälaten ſich nicht um die Stellung bekümmerten, welche 
das neue Geſetz den freien Univerfitäten ſchafft, indem es ihnen jede 
Betheiligung von der Gradverleihung rauben will. Die Prälaten 
haben alſo einander das ſchmerzliche Erſtaunen mitgetheilt, welches 
ihnen von den Famillenvätern ihrer Diöcefen kundgegeben worden, 
das Erſtaunen über dieſen unerwarteten Angriff gegen ein ſo lange 
vorbereitet und kürzlich erſt votirtes Unterrichtsgeſetz, auf Grund deſſen 
ſo viele materielle und moraliſche Intrreſſen bereits in Thätigkeit 
geſetzt worden. Die beiden Gardinalerzbiihöfe von Paris und Rouen 
wurden beauftragt, der einſtimmigen Geſinnung aller ihrer Collegen 
bei der Regierung Ausdruck zu geben.“ Soweit die Note. Hierzu 
bemerkt die „Republique Francaiſe“ unter Anderem: „Es iſt nicht 
möglich, beim Anblick dieſes Documents ſich zunächſt eines Gefühles 
der Bewunderung für den ſo zähen und praktiſchen Geiſt der Cleri⸗ 
calen zu erwehren. Dleſe Partei, die immer bereit iſt, aufs Verwe⸗ 
genſte und Rückſichtsloſeſte vorzugehen, wenn. fie ſich als Herr und 
Meiſter fühlt, verſteht es zugleich beſſer als irgend eine andere, ſich 
ſelbſt gegen den Staat, ja gegen das Geſetz zu vertheidigen, wenn ſie 
die ſchwächere iſt, und fie verjährt mit einer ſolchen Energie, daß fie 
zumeiſt ihre Abſichten durchſezt. Als das Unterrichtsgeſetz im vorigen 
Jahre angenommen wurde, ſahen die Vertreter des Clerlcalismus in 
ihm nur einen mageren Gewinn; nach ihnen machten die Gegner viel 
Lärmen nichts; heute giebt ein Minifter der öffentlichen Meinung 
eine erſte Genugthuung, indem er eine ungenügende Verbeſſerung des 
Geſetzes vorſchlägt; ſofort ſpeit die ganze Partei Feuerlund Flammen. 
Die frommen Zeitungen nehmen einen drohenden Ton an, die 
Würdenträger der Kirche kommen zum Vorſchein; es werden Hirten⸗ 
briefe vorbereitet, die] Biſchöͤfe treten zuſammen und richten ihre Mah⸗ 
nungen an die Regierung. Wird in allen dem die Geſetzlichkeit 
beobachtet? Schwerlich. Die Biſchöfe, welche ohne die Erlaubniß des 
Staatsoberhauptes ihre Diöceſen nicht verlaſſen können, haben ſich 
ſicherlich ohne Genehmigung verſammelt. Sie haben vergeſſen, daß 
nach dem beſtehenden Geſetz (vom 18. Germinal des Jahres X.) 
„kein nationales oder Metropolitan Concil, keine Synode, feine bes 
rathende Verſammlung ohne ausdrückliche Erlaubniß der Re⸗ 
gierung“ gehalten werden darf. Sie haben auch vergeſſen, daß nach 
einem Artikel des Concordats die Biſchöſe ſich eidlich verpflichten 
müſſen, „keiner Verſammlung beizuw ohnen, kein Bündniß im Inlande 
oder Auslande zu unterhalten, welch es der offentlichen Ruhe zuwider 
if.” Sie haben auch als Beamten zweifellos gegen ihre Pflichten 
zeſündigt; aber find die Geſetze für die hohen geiſtlichen Würdenträger 
gemacht? — Die vorſtehenden Erwägungen find geſtern auch in der 
Unterſuchungscommiſſion für die de Mun'ſche Wahl zur Sprache ge⸗ 
kommen. Die Mitglieder der Linken ſtellten den Iufiigminifter Du⸗ 
faure über das Treiben des Clerus zur Rede. Sie fragten z. B.: 
ob in den geiſtlichen Seminaren die Conc ordatsbeſtimmungen und 
die Erklärungen von 1682 gelehrt werden, worauf Dufaure er⸗ 
widerte, er müſſe ſich zuerſt erkundigen, ehe er eine Antwort geben 
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der vom Vatican ausgehenden Schriften zu verhindern, wenn dieſe 
Schriften die Landesgefetze angreifen, und ob im Allgemeinen bie Re: 
gierung ſich der verfaſſungswidrigen Thätigkeit des Clerus widerſetzen 
werde. Etwas beſtimmter erwiderte diesmal Dufaure, er habe den 
Willen, dem Eifer der Priefter, welche den Syllabus gegen die Ver⸗ 
faſſung anwenden wollen, Einhalt zu thun. Nach dieſer Debatte läßt 
ſich erwarten, daß die Erzbiſchöfe von Paris und Rouen mit den 
erwähnten Beſchwerden beim Miniſterium wenig ausrichten werden. 
Im Uebrigen ſcheinen fie doch eine allzu ſchroffe Haltung der parla⸗ 
mentariſchen Mehrheit gegenüber nicht für klug zu halten. Man ver- 
ſicherte geſtern beſtimmt, daß die Biſchöſe von Vannes, Nantes und 
Paris ſich weigerten, in der de Mun'ſchen Unterſuchung auszuſagen. 
Dieſe Weigerung iſt eben keine unbedingte, denn der Biſchof von 
Vannes hat der Unterfuhungscommilfion einen Brief geſchrieben, 
worin er ſagt, er könne nicht nach Paris kommen, werde ſich aber 
den Commiſſaren zur Verfügung ſtellen, die ſich zu ihm bemühen 
wollen. Da ohnedies mehrere Commiſſare nach den Morbihan gehen, 
beſchloß man, dieſelben auch zu dem Biſchof von Vannes zu ſchicken. 
— Im 17. Pariſer Bezirk haben, wie in den anderen Bezirken, wo 
am 9. und 16. April Erc azungswahlen ftatifinden, die - öffentlichen 
Verſammlungen wieder b innen. Die Wahl Pascal Duprat's ſcheint 

geſichert; fein Hauptne! uhler if der ſeit dem Kriege in Frankreich 
naturaliſirte Heredia 9 Beba, dem geſtern in einer Verſammlung 
vorgeworfen wurde daß er noch ein Sclavenbeſitzer ſei. — Es ſtellt 
ſich heran’, daß die Depeſche, welche den „Labrador“ bei New⸗Vork 
ſcheitern ließ, unrichtig war. Oder, wenn der „Labrador“ geſcheitert 
war, iſt er wieder flott geworden. 


Großbritannien. 

A. A. C. London, 1. April. [Aus den geſtrigen Verbandlungen 
des Unterbaufes] ift zuvörderſt eine ſehr eingehende und intereſſante Die⸗ 
cuſſion der Kloſterfrage zu erwähnen. Sir T. Chambers beantragte 
die Einleitung einer Unterſuchung über die Anzahl, das Verhältniß der Zu⸗ 
nabme, den Charakter und die geſetzliche Stellung der Mönchs⸗ und Nonnen⸗ 
Kloͤſter in Großbritannien. Zur Unterſtützung dieſes Antrages hob er her⸗ 
vor, daß während der letzten paar Jahre die Zabl der Mönchsklöſter auf 99, 
die der Frauenklöſter auf 299, und die anderer klöſterlicher Inſtitute auf 21 
1 fei. In dieſen Klöſtern werde die perſönliche Freiheit gefährlich be⸗ 
chränkt, und es exiſtire keine Gewalt, die im Stande ſei, Jemanden aus 
einem Kloſter zu befreien. Sie ſeien alle illegal und es mangele an Mitteln, 
zu entdecken, was innerhalb der Mauern dieſer Inſtitute vorgehe; ſelbſt ein 
Habea's Corpus⸗Befehl erweiſe ſich zu dieſem Behufe als machtlos. Im 
Weiteren verbreitete ſich Sir Thomas über die Information, welche das Aus⸗ 
waͤrtige Amt über die Beauffihtigung von Klöſtern im Auslande erlangt, 

und er wies daraus nach, um wie viel ſtreuger die Regierungen katholiſcher 
Staaten ‚ihre Klöſter beauſſichtigten als das proteſtantiſche England. Groß⸗ 
britannien, fügte der Redner dinzu, ſei das einzige Land in Europa, in 
welchem eine Kloſterinſpection nicht exiſtire, und es gebe keinen einzigen con⸗ 
ſtitutionellen Staat, der es nicht für nötbig befunden hätte, Kloſtergeſetze 
zu geben und dieſelben von Jah zu Jahr zu verſchärſen. Er beabſichtige 
nit dieſem Antrage nicht die Gefühle der katholiſchen Bevölkerung im Lande 
su verwunden, aber im Intereſſe der perſönlichen Freiheit ſei eine Unter: 
uchung der Zuſtände in den Klöftern ſchon in deren eigenem Intereſſe wün⸗ 
benswerib. Shaw, welcher gegen den Antrag das Wort nahm, behauptete, 
daß die Zahl der ter zu den Bedürfniſſen der römiſch⸗katholiſchen Bevöl⸗ 
nicht außer Ver ehe. Die Katholiken ſcheuten im Allgemeinen keine 
luterſuchung, zur eine ſolche, die auf Anregung ibrer Feinde und 
auf die Voraus angeleitet werde, daß Mißbräuche auszurotten ſeien. 

ieſe Inſtitute . en ſich von großem Nutzen für die römiſch⸗katpoliſche 
Bevölkerung und er könne als ein Proteſtant nur bedauern, daß nicht auch 
ſeine Glaubensgenoſſen den Vortheil beſäßen, der aus ſolchen Frauenklöſtern 
dem Gemeinweſen erwachſe. Man thäte am beſten daran, es den Landes⸗ 
geſetzen ſowie den Angebörigen der Mönche und Nonnen zu überlaſſen, darauf 


zu achten, daß kein ernſtliches Unrecht verübt werde. Sir J. Kennamay 
unterſtützte den Antrag; O'Reilly bekämpfte ihn mit einem Hinweis auf 

‚ Die cause edlebre „Saurin contra Stan“, welcher Proceß zur Genüge bewieſen 
alte, daß Nonnenklöſter nichts zu verheimlichen hätten. Keine Geſeggebung, 
meinte er, ſei im Stande, dem Kloſterweſen den Garaus zu machen, oder 
ber Sitte, religiöſe Gelübde zu leiſten, zu ſteuern. Earl ng N hielt die 
beantragte Unterſuchung für gänzlich zwecklos. Wolle man der Frage ener⸗ 
gie zu Leibe geben, ſo müßte es nur durch gänzliche Unterdrückung der 
löſter geſchehen, und dies ließe ſich aus dem Grunde rechtfertigen, daß, 
wenn Jemand in ein Kloster gehe, er bürgerlich lodt ſei, während Niemand 
ein Recht babe, ſich den Pflichten und Verbindlichkeiten eines bürgerlichen 
4 Lebens zu entziehen. Im weiteren Verlaufe der Debatte wurde der Antrag 
| bon Stewart, Oberſt Leigb und Hardcaftle unterſtützt, von Sergeant 
Sherlock, Moorn und D. O'Deary beanſtandet. Einen ſehr heftigen 
Gegner fand der Antrag auch in dem „Home Rule“⸗Deputirten R. Smytb, 
welcher behauptete, daß derſelbe lediglich von confeſſioneller Feindſchaft dictirt 
worden ſei. Die Inſpection von Klöſtern würde logiſch zu Hausſuchun⸗ 
gen führen. Auch bezeichnete er es als widerſinnig, bei einer Geſezge⸗ 
bung für die drei Königreiche auf die Erfahrung und das Beispiel auzwär⸗ 
niger Länder Rückſicht zu nehmen. Greene war der Anſicht, daß der Wider: 
ſtand der römiſch⸗kalb. Mitglieder des Hauſes gegen dieſen Antrag zu Argwohn 
führe, daß es etwas zu verbeimlichen gebe; die engliſche Nation ſei aber 
eniſchloſſen, eine ſolche Unterſuchung eingeleitet zu ſehen. Sir G. Bowyer 
meinte, daß alle die Information, welche der Antrag wünide, in dem 
Catholic Directory“ enthalten ſei. Er ſchilderte ein Kloſter als eine Art von 
epublit, in welcher jeder Beamte, von der Priorin bis zur Schließerin 
erab, durch Ballotage gewählt werde und in deren Verwaltung ſich kein 
Prieſter zu mischen wage. Gregory bekämpfte den Antrag, weil nach 
ſeinem Dafürhalten alle für eine Geſetzgebung nöthige Information durch 
die im Jahre 1870 ſtattgehabte Enqucke geliefert worden ſei. Whalley 
ſprach für den Antrag und bedauerte, daß Mr. Gladſtone nicht ſeine Meinung 

‚ Über den Gegenſtand abgegeben babe. Newdegate, der Urheber der Un⸗ 
terſuchung von 1870, verbreitete ſich über die Geſchichte derſelben und warf 
den iriſchen Mitgliedern vor, damals alle Hebel in Bewegung geſetzt zu 
aben, um die Dis cuſſion darüber zu vereiteln. Nach einem Hinweis auf 
derſchiedene Entlaufungen und mißglückte Fluchtverſuche aus Klöſtern hob er 
bervor, daß das gegenwärtige Geh nicht ſtark genug ſei, um ge, 
Juſtitute energiſch vorzugehen. Mißbräuche über Mißbräucde ſeien nad: 
bewieſen worden, und dle einzige Antwort, die auf das Nerlangen nach 
einer Unterſuchung erfolgte, ſei geweſen, daß es der Empfindlichkeit 
der itiſchen Deputirten zu nahe trete. Sullivan proteſtirte warm 
gegen die deabſichtigte Invaſion dieſer häuslichen Inftitute und 
beriheidigte in berevier Weise insbeſondere die Sache der Frauenklöſter. 
deren Iuſaſſen ſo viele Werte der Milvthätigkeit und christlichen Liebe der; 
richteten. Nach einigen Bemerkungen der Depulirten Storer und Sir W. 
arcourt, welch letzterer erklärte, er ſei entſchloſſen, nicht auf römiſch⸗katholiſche 
nftitute eine Behandlung anzuwenden, die nicht vorgeſchlagen ſein würde, 
wenn die Klöſter den Wesleyanern und Baptiften gehört hätten, nahm Lord 
ohn Manners, der Generalpoſtmeiſter, das Wort, um Namens der 
egierung die Erklärung abzugeben, daß fie die Verantwortlichkeit, in dieſer 
be die Initiative zu ergreifen, nicht eher übernehmen könnte, bis triftigere 
eweiſe für die Nothwendigkeit der beantragten Unterſuchung beigebracht 
worden ſejen. Mit Bezug auf die Anzahl, das Verhältniß der unabme, 
loie die geſezliche Stellung der Klöſter, fei das Parlament im Beſit hin⸗ 
teichender Information für ein legislatives Eingreifen in deren Verwaltung, 
und was deren Charakter betreffe, ſo ſeien keine Thatſachen ange wor⸗ 
zen, welche eine ſolche Unterſuchung E würden. Aus dieſen 
ründen drang der Regierungsvertreter in Sir Thomas, auf feinen Antrag 
Für, ei der Abſtimmung wurde der Antrag mit 127 gegen 87 
immen abgel ; 


bnt. : 5 
Gegen Schad der Sitzung erhob ſich der Schatzkanzler und theilte 
dem Hauſe den Inhalt eines von der egyptiſchen Regierung fo eben einge⸗ 
angenen Telegrammes mit, wonach der Khedive ſeine Einwilligung zur 
zückbaltloſen Veröffentlichung des Berichts des Herrn Cave 
Über die finanzielle Lage Egyptens ertheilt — eine Ankündigung, 
nue vom Haufe mit lebbaftem Beifall aufgenommen wurde. Unter erneuer⸗ 
3 legte hierauf der Miniſter den Bericht auf den Tiſch des Hauſes 
” * 1 


Spanien 
Madrid, 28. März. [Parlamentariſches.] Die Feſtlichkeiten 
T ſchrelbt man der „K. 3.“, — find vorüber; die Gäſte und Ver⸗ 
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Andere an den Mi- tretungen aud ber Provinten haben ihre Schritte nach 
niſter die Frage, ob die Regierung entſchloſſen fet, die Veröffentlichung 


egen dieſe fi 


der Heimath 
zurückgelenkt, die Regimenter, welche am Einzuge betheiligt geweſen, 
ſind in ihre Garniſon abgegangen und Madrid hat wieder ſein all⸗ 
tägliches Ausſehen gewonnen. Auch Cardinal Moreno hat der Haupt⸗ 
ſtadt den Rücken gekehrt, um von Toledo aus die Wirkung ſeines das 
päpſtliche Breve enthaltenden Hirtenbriefes zu betrachten. Unterdeſſen 
iſt der Senat, welcher bisher wenig von ſich reden gemacht, in die 
Berathung der Adreſſe eingetreten, und gleich beim Beginne derſelben 
ergriff ein anderer Kirchenfürſt, der Biſchof von Salamanca, die Ge⸗ 
legenheit, um im Namen des ſpaniſchen Epiſcopats das non possu- 
mus gegen die Rechtsanſchauungen und die Ciolliſation der Jetztzeit 
auszuſprechen. In ſeinen Augen iſt die religiöſe Macht die Grund⸗ 
lage aller Macht; ihr größter Feind iſt die Revolution, die den Atheis⸗ 
mus mit ſich brachte. Da liegt alſo der Schlüſſel für die Politik der 
Kirche: fie muß die Revolution raſtlos bekämpfen und darf nicht eher 
ruhen, bis die Regierung ſich wieder ausſchließlich auf die Kirche fügt 
und alles, was nur entfernt mit dem Fortſchritte zuſammenhängt, von 
ſich weiſt. Benavides, welcher im vorigen Jahre Spanien bei dem 
päpſtlichen Stuhle vertrat, warf dem Premier⸗Miniſter ſein reactio⸗ 
naires Verhalten gegen die Preſſe vor und fand auch einige harte 
Worte für die guten Nachbarn jenjeitd der Pyrenäen, die hoffentlich 
nicht auf dürren Boden fallen werden. Er vermied es indeſſen ab⸗ 
ſichtlich, ſeinen Standpunkt zur religiöſen Frage klar zu legen, worauf 
man um ſo mehr geſpannt war, als man von ihm Enthüllungen 
über das Verhältniß zur Curie bei der Wiederaufnahme der Be⸗ 
ziehungen erwartete. Benavides beabſichtigt dieſelben bei der Debatte 
über den Verfaſſungsentwurf zum Beſten zu geben, wenn es über: 
haupt in dem gegenwärtigen Senate zu einer ſolchen kommt. Es iſt 
nämlich eine Thatſache, daß viele Senatoren Herrn Canovas nach 
Veröffentlichung des Breve erklärten, daß ſie zwar in Allem mit ihm 
durch Dick und Dünn gehen, ſich aber nicht gegen den Papſt ins 
Feld führen laſſen würden. Der Artikel 11 iſt alſo ernſtlich bedroht, 
was in fo fern kein großes Unglück if, als er an und für ſich ein 
Machwerk iſt, das wegen feiner Unklarheit und der verſchiedenen Deu: 
tungen, die es zuläßt, Nlemanden recht befriedigt hat. Herr Canovas 
iſt freilich anderer Meinung; er dachte geſtern an nichts Geringeres 
als an den Fall einer Auflöfung des Senats. Hoffentlich läßt er die 
Intoleranz ſich nicht über den Kopf wachſen. — In der Kammer der 
Abgeordneten brachte der Marquis von Vega de Armijo die Frage 
der Fueros zur Sprache, indem er von vornherein erklärte, daß die 
Initiative in dieſer Angelegenheit der Regierung gebühre, daß aber 
die Auslaſſungen des Minifter-Präfidenten im Lande nicht befriedigt 
hätten. Ein Beweis dafür iſt, daß die in ihrer größten Mehrheit 
der Regierung ſo ergebene Kammer dieſelben keineswegs mit Wohl⸗ 
gefallen aufgenommen hat. Der Marquis will nicht die Wünſche und 
Hoffnungen der einen oder anderen Partei in den baskiſchen Provinzen 
in Betracht gezogen wiſſen. Ueber allen Parteien ſtehe das Intereſſe 
des Vaterlandes, und dieſes erlaube nicht, daß einzelne Provinzen in 
Vorrechten und Begünſtigungen aller Art Mittel finden, periodiſch den 
Frieden zu ſtören. Herr Nunnez de Arce fragte die Regierung, ob 
der Veroffentlichung des päpſtlichen Breve das regium exequatur 
vorangegangen ſei, weil ſich im anderen Falle der Cardinal Moreno 
nach ſpaniſchem Rechte eine ſtrafbare Handlung zu Schulden hätte 
kommen laſſen. Canovas erwiderte, daß, wenn ſchon nach dem 
Strafgeſetzbuche von 1850 der Geiſtliche, welcher Bullen, Breves oder 
Schriftſtücke der Curie ohne vorher eingeholte Erlaubniß der Behörde 
veröffentlicht, mit zeitweiliger Verbannung zu beſtrafen ſei, fo habe 
das im Jahre 1870 von Montero Rios ausgearbeitete und den da⸗ 
maligen conſtituirenden Cortes bewilligte reformicte Strafgeſetz dieſe 
Verfügung aufgehoben. Nichts beweiſt ſchlagender als dieſer Umſtand, 
daß die Revolution noch viel zu glimpflich mit der Geiſtlichkeit umge⸗ 
gangen iſt, die jetzt nicht Worte genug findet, um ſie zu verdammen. 
— Geſtern iſt im Congreſſe der von den Notabeln ausgearbeitete Ver⸗ 
faſſungsentwurf zum erſten Male geleſen worden. Die Debatten über 
denſelben verſprechen intereſſant zu werden. Die ſo ſehnlichſt erwar⸗ 
teten Vorlagen des Finanzminiſters ſind dadurch wieder in einige 
Ferne gerückt worden. 


Provinzial-Beitung. 


Breslau, 4. April. [Gewitter.] Nachdem wir bercits aus den 
verſchiedenſten Richtungen Nachrichten über ſtatigebabte Gewitter erhalten 
haben, machten ſich dergleichen geſtern Abend auch bei uns und zwar in 
ſebr ernſter Weiſe bemerklich. Die Temperatur hatte ſich den Tag über zwar 
als eine ſehr milde erwieſen, doch war die Luft keineswegs ſchwül, ſo daß 
man auf den Ausbruch eines Gewitters hatte ſchließen können. Gegen Abend 
ſammelten ſich im Norden uad Diten Wolken, die eine Gewitterbildung 
ahnen ließen. Um 7½ Uhr entſtrömten den Wolken im Nordosten der 
Stadt furchtbare Blitze, die einen intenſiven, bläulichweißen Glanz hatten. 
Sie folgten einander in längeren Zwiſchenräumen, bis das Gewitter um 
8% Uhr der Stadt näher gerückt war und ſich mit einigen heftigen Deto⸗ 
nationen entlud. Auch im Nordweſten der Stadt blitzte es, doch wüthete 
das Gewitter im Oſten am beftigften; boffen wir, daß die Blisichläge kein 
Unbeil angerichtet baben mögen. Die Regengüſſe waren ungemein ſtark, 
aber von nicht zu langer Dauer. Erſt nach 9 Uhr war das Gewitter 
nach Oſten verzogen. f 

e [Ueberſchwem mung.] Der geſtern Abend ſtattgehabte Gewitter 
regen hatte die Matihiasſtraße von dem Haufe Nr. 88 ab bis zu Nr. 81 
derart unter Waſſer geſetzt, daß daſſelde durch die niedrig gelegenen Keller: 
löcher in die Keller eindrang und die Fuß⸗Paſſage für diejenigen vollitändig 
unterbrach, welche nicht geneigt waren, hindurchzuwaten. Referenten, welcher 
um Abhilfe an die Odertbor⸗Feuerwache wandte, wurde die Antwort, 
daß bereits ein Feuerwehrmann zu dieſem Zwecke abgeſandt, weitere, 
aber nicht disponibel ſeien. Die Unterſuchung der Kanäle durch Genannten 
führte zu keinem Reſultat und ſo blieb denn mebrere Stunden lang für die 
die oben genannten Häuſer Bewohnenden die Wohnung faſt unerreichbar. — 
Da ſich dieſer Uebelſtand an genannter Stelle ſchon ſehr häufig wiederholt 
hat, wäre es doch wohl an der Zeit, eine genaue Unterſuchung vorzu⸗ 
nehmen, um endlich einmal Abhilfe zu ſchaffen. * RER 

[Angekommen.] Se. Durchlaucht Fürſt Lubomirstinebit Dienerſchaft 
aus Warſchau. (Fremdenbl.) 

X Wohlau, 3. April. [Bürgermeifterwahl.] Heut Nachmittag 
wählten 17 Stadtverordnete von den drei in die engere Wahl genommenen 
Candidaten den Betriebs⸗Secretär der Rechten Oder⸗Ufer⸗Bahn Herrn Wende 
in Breslau mit 10 Stimmen zum Bürgermeifter unſerer Stadt. Herr Stadt⸗ 
rath Weißig in Rawicz erhielt 7 Stimmen. 

O Kattowitz, 2. April. [Schulſache. — e AR 1 Pfarr⸗ 
ſtelle. — Verein HL In den letztvergangenen beiden Wochen fanden in 
der hieſigen höheren Töchterſchule und in den drei Elementarſchulen unter 
Vorſitz der Herren Localſchulinſpectoren Dr. Menſch und Dr. Cohn die 

ahresprüfungen, die recht günftige Reſultate zeigten, ſtatt. — Bei der 
öheren Töchterſchule wird zum 1. Mai c. eine Selectallaſſe eröffnet, für 
welche als Lehrer Herr Dr. Schlutow berufen iſt. Die drei confeſſ. Ele: 
mentarſchulen werden nach Oſtern in eine Simultanſchule unter vollſtändiger 
Trennung der Geſchlechter vereinigt. — An die hieſige vacante evangeliſche 
Pfarrſtelle haben ſich dem Vernehmen nach 12 Geiſtliche gemeldet. Der 
Gemeinde ⸗Kirchenrath möchte gern von der Forderung der Kenntniß der pol⸗ 
niſchen Sprache bei der Wahl abſeben, weil das Bedürfniß derſelben 
nicht mehr ſo dringend vorliegt. Die Genehmigung des Conſiſtoriums 
dazu iſt aber noch nicht erlangt worden. — Im Gewerbe⸗Verein bielt 
vorigen Mittwoch Herr Kreisrichter Chimkiowiez einen Vortrag über 


die neue Vormundſchaftsordnung, Herr Buchhaller Rumpe im Turnverein W 


„Deutſcher Vorpoſten“ desgl. über Clectricität und Galvanismus mit ber 
gleitenden Experimenten; im Feuerwehr⸗Verein wurden zum 2. Brand⸗Direc⸗ 
tor Herr Schornfteinfegermeifter Forchmann, zu Hauptleuten für die Steiger: 
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gewäh 


©. Muyslowitz, 2. April. [Zur Tageschronik] Im Monat März 


ſtand der Thermometer am 22., als dem kälteſten Tage auf — 0,60 R., 
während der mittlere Thermometerſtand + 0,50° R. betrug. Am 29., dem 
wärmſten Tage wurden + 16,50 R. im Schatten erreicht und ＋ 10,836 
mittlere Temperatur. Der Barometer ſtieg am 31. März auf 328,40 Pariſer 
Linien, am 10. war das Queckſilber in ganz abnormer Weiſe bis auf 
320,50 P. Linien geſun en. — Am vergangenen Freitage fand die öffent⸗ 
liche Prüfung der Schülerinnen der unter Leitung des Fräulein Riedel 
ſtehenden höheren Töchterſchule ſtatt Der lebendige Eifer, mit welchem jede 
der Schülerinnen darnach ſtrebte die geſtellten Fragen beantworten zu dürfen 
und die präziſen Antworten gaben das beſte Zeugniß für die bewährte Lehr⸗ 
methode, welche in dieſer vorzüglichen Anſtalt herrſcht. — Das Anſuchen der 
bieſigen Synagogengemeinde um Anſtellung eines beſonderen jüdiſchen Reli⸗ 
gionslehrers bei der ſtädtiſchen Simultanſchule iſt von der Königl. Regierung 
zu Oppeln ablehnend beantwortet worden und ſo wird denn der bewährte 
ſtädtiſche Lehrer Bach nach wie vor den jüdiſchen Religionsunterricht ertheilen. 


[Notizen aus der Provinz.] Görlitz. Die „Nied. Ztg.“ meldet 
Der Paſtor prim. Haupt feierte am 3. d. M. fein 50 jähriges Amtsjubi⸗ 
läum. — Es iſt kein Zweifel mehr darüber vorhanden, daß der Particulier 
Werner in der Nacht vom Freitag zum Sonnabend von Mörderhand 
gefallen iſt. Die gerichtliche Unterſuchung des Thatortes hat den von uns 
in der Sonntags⸗Nummer geſchilderten Befund beſtätigt und die Obduction 
bat ergeben, daß Werner erſchoſſen worden iſt, während bei der Leiche 
keine Schieß waffe gefunden wurde und der Ermordete nach den bisherigen 
Ermittelungen auch eine ſolche nicht beſeſſen hat. Die Lage, in welcher 
die Leiche gefunden wurde, ſchließt die Annahme eines Selbſtmordes geradezu 
aus. Wie mitgetheilt, lag dieſelbe nämlich mit dem Kopfe nach unten, 
dieſer ſelbſt lag in der Waſſerfurche des Fußſteiges, während die lang aus⸗ 
geſtreckten, dicht aneinander gedrückten Füße auf der den Fußweg entlang 
laufenden Terraſſe lagen. Die Leiche machte in dieſer Lage den Eindruck, als 
wäre fie regelrecht bingelegt worden. Es darf alſo als Thatſache angeſehen 
werden, daß in unmittelbarer Nähe unſerer Stadt ein Menſch ermordet und 
beraubt worden iſt, vielleicht von denſelben Leuten, welche neulich den Schmidt⸗ 


ſchen Diener angehalten und die unſere Polizeiverwaltung öffentlich als Er⸗ 


zeugniſſe einer erregten Phantaſie zu ſchildern beliebte. — Von den Mördern 
fehlt bis jetzt noch jede Spur. 

r Gr. Glogau. Der hieſige „Anzeiger“ meldet: Am Sonnabend Nach⸗ 
mittag 3 Uhr fand im Stadtverordneten⸗Saale eine gemeinſame Beſprechung 
des Magiſtrats und der Stadtoerordneten über die neue Städteordnung und 
betreffs der Entſendung von Deputirten zum ſchleſiſchen Städtetage ftatt. 
Man einigte ſich dahin, die Herren Oberbürgermeiſter Martins und Stadt⸗ 
verordneten⸗Vorſteher Bellier nach Breslau zu ſenden. — In derſelben 
Angelegenbeit fand am 2ten Nachmittags in der Wohnung des Herrn Bellier 
eine weitere Beſprechung ſtatt, an welcher die Herren Oberbürgermeiſter 
Martins, Bürgermeiſter Berndt und die Stadtverordneten Bellier, Kloſe und 
Landsberger theilnabmen. Die Städteordnung wurde Punkt für Punkt bes 
ſprochen und es freut uns mittheilen zu können, daß alle Herren — ohne 
Ausnahme — ſich dem Entwurf W auf liberalem Standpunkte be⸗ 
finden. Die Herren haben ſich z. B. einſtimmig gegen die Dreiklaſſenwahl 
ausgeſprochen, glauben dagegen einen höheren Cenſus und längeren Wohnſitz, 
als der Geſetzentwurf beſtimmt, verlangen zu müſſen. 


Nachrichten aus dem Großherzogthum Poſen. 

K. Rawitſch, 1. April. [Fortbildungsſchule. — Turnverein.] 
Geſtern Abend fand in der Aula des Realſchulgebändes die öffentliche Prüs 
fung ſtatt, welcher die ſtädtiſchen Behörden, ſowie zahlreiche Handwerksmeiſter 
beiwohnten. Die in letzter Zeit über dieſe Schule vielfach laut gewordenen 
Klagen baben zur Genüge bewieſen, mit viel Schwierigkeiten die Lehrer beim 
Unterricht an dieſer Schule zu kämpfen baben; um ſo erfreulicher war der 
Eindruck, den ſämmtliche Anweſende von dem Eifer und dem Geſchick ers 
hielten, mit welchem die Lehrer ſich ihrer ſchwierigen Aufgabe widmen. Zum 
Schluß fand eine Prämienvertheilung an die beſten Schüler ſtatt, nach welcher 
der bisberige Dirigent derſelben zum allgemeinen Bedauern von der bisheri⸗ 
gen Leitung der Schule, bei welcher er ſo viel Umſicht und Energie bewieſen, 


zurücktreten zu müſſen erklärte. Die Schule wird gegenwärtig von 168 


Schülern beſucht. — Am 25. d. Mis. fand das diesjährige Schauturnen des 
Turnvereins ſtatt, deſſen Leiſtungen auf die Anweſenden einen ſehr befrie⸗ 
digenden Eindruck machten. — Bei der biefigen Luiſenfeier batte ſich ein 
Ueberſchuß von 179 M. ergeben, von dieſen ſind an die Ueberſchwemmten in 
Poſen 100 M., an die im Kreiſe Pleſchen 45 M. und an die im Kreiſe 
Kröben 34 M. vertheilt worden. 


—— ʒ — ↄ— — mmsnramnnn, 

Berlin, 3. April. Die Phyſiognomie des Börſenverkehrs hatte ſich 
beute wieder freundlicher geſtaltet. Auf allen Gebieten der geſchäftlichen 
Thätigkeit war ein feſter Grundcharakter zu beobachten und es blieb nur in 
Bezug auf den Umfang der Transactionen zu wünſchen übrig. Die von 
Wien abhängigen Werthe zeigten durchweg eine nicht unbedeutende Beſſe⸗ 
rung und kam dies nicht nur in der allgemeinen Haltung, ſandern vielfach 
auch in der Coursnotirung zum Ausdruck. Die internationalen Speculations⸗ 
papiere bielten ſich ungefäßr auf dem Coursniveau von Sonnabend, nur 
Oeſterreichiſche Creditactien haben eine größere Avance erzielt. Bei Beginn 
des Geſchäftes hatten fie 4 Mark über der Sonnabenduotiz eingeſetzt, waren 
dann fortdauernd zurückgegangen und erholten ſich erſt gegen den Schluß 
der Börfe ſprungweiſe auf die urſprüngliche Höhe. Oeſterr. Nebenb. verhielten 
ſich ſehr ruhig, waren aber im Ganzen recht feſt. Galizier zogen etwas an. 
Die localen Speculationspapiere fanden wenig Beachtung. Disconto⸗ 
Commandit 122,20, ultimo 121% -—21—22%— 21%. Dortmunder Union 
9,30, ultimo —. Laurabütte 59%, ultimo 59,60 —59,25. Auswärtige 
Staatsanleihen feſter, beſonders Oeſterr. Rente begehrt. Türken unvet⸗ 
ändert, Amerikaner feſt. Italiener ruhig. Von Ruſſiſchen Werthen Pfd. Sterl.⸗ 
Anleihen beſſer, VI. Stieglitz recht belebt. Preuß. Fonds ruhig, andere 
de uiſche Staatspapiere wurden lebhafter umgeſetzt. Braunſchweiger Looſe 
beliebt. Köln⸗Mindener Loos⸗Antheile beſſer. Prioritäten feſt. Köln VI., 
Stettiner 4% und Anhalter 4% % bevorzugt, auch Halle⸗Sorau fand gute 
Beachtung, Defterr. Prioritäten ‚trugen bei mäßigen Umſätzen feſte Hal⸗ 
tung, Ruſſiſche Prioritäten verhielten ſich ruhiger. Auf dem Eiſenbahn⸗ 
Actienmarkte hatte eine recht feſte Haltung Platz gegriffen und konnten die 
Notirungen der meiſten Werthe anziehen. Halberſtadter und Potsdamer bes 
vorzugt, Magpeburg.Ceipaig Lit. B. feſt und höher, And. ſchwach. Leichte 
Actien weniger beachtet. Bankactien gut behauptet. Pteußiſche Bodencredit⸗ 
und Centralbank für Induſtrie recht feſt und belebt Spritbank Wrede 
fteigend. Leipziger Creditbank bei regem Geſchäft anniehend. Hübner Hypo⸗ 
tbeten, Breslauer Disconto lebbaft gefragt. Deutſche Bank und Deſſauer 
Landesbank recht belebt. Central⸗Bank für Genoſſenſchaften begehrt und 
ſteigend. Bergiſch⸗Märkiſche Bank zu döheren Courſen in regem Verkehr. 
Induſtriepapiere ſtill. Pferdebahn rege und böher, Flora, Germania an⸗ 
ziehend, Centralſtraße, Weſtend und Germania begehrt, Breslauer Delfabrik 
beſſer, Lindenbauverein und Deutibe Eiſenbahn⸗Baugeſellſchaft, Norddeutſcher 
Eiſenbahnbed. zogen bei lebhaftem Geſchäft an. Weſtfäliſche Drabt ſteigend, 
Victoriabütte geſucht, Courl, Bochumer, Maſſener und Phönix A. beſſer, 
Hibernia feſt, Arenberger und Phönix B. ließen im Courſe nach, Louiſe und 
Centrum matter, letztere gut belebt. — Um 2% Uhr: Sehr feſt, Credit⸗ 
Actien 277,50, Lombarden 177, Franzoſen 475, Reichsbank 156,50, Dis⸗ 
conto⸗-Commandit 122,25, Dortmunder Union 9,30, Laurahütte 59%, Köln⸗ 
Mindener 101%, Rheiniſche 115%, Bergiſche 81%, * 4.5 80 

ank u. H. 3. 


und Spripenabtfeilung die Herren Jacob Pppel und a ach RR 
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[Breslau. Schweidnig-Freiburger Eifenbabn-Gefelfaft.] Die Divi⸗ 


dende pro 1875 ift vorbehaltlich der Genehmigung des Miniſters auf 5% % 
feſtgeſetzt worden. 

+ Miniſterial⸗Erlaß.] Nach einer Beſtimmung des Finanz Minis 
0 ſoll fortan auch die 3 von Prioritäts⸗Actien der Nieder⸗ 
ſchleſiſch⸗Märkiſchen und Prioritäts⸗Obligationen der Münſter⸗Hannover Eiſen⸗ 
bahn zur Beſtellung von Amtscautionen zugelaſſen werden. 


Meteorologiſche 3 auf der königl. Univerſitäts⸗ 


Sternwarte zu Breslau. 


ril 3. 4. Nachm. 2 U. Abds. 10 U. Morg. 6 U. 
Lu Ken bei 0° ER 333" 25 334% 30 334% 62 
Luftwärme 113 + 709 6°5 
Dunftdiud -: -+++.- 1 — 5 u. a 85 1 
Dunſtſättigung pCt. t. pCt. 
150 aN NO. 1 NO. 1 W. 1 
Wetter wolkig. wolk., vorb. Gew. trübe, 


„ NER TE en ı ERLERNT A NERE na ET 
Breslau, 4. April. [Waſſerſtand.] O.⸗P. 5 M. 70 Em. U.⸗P. 2 M. 44 Em. 


Berr,-Märkische: » 
Boclin-Anhalt 
Berlin-Drosden .. 


Berlin-Görlitz ...| 0 


Berlin-Hamburg,. . 


Berl. Nordbahn . © 


— ee ä6rům—ũu .— 
Fonds- und Geld-Course. Borlin-Stettin 


0 lee | 99.75 dz Breslau-Freib,. . . 
.  Rtgate-Schuldscheine, . 3 03,10 bz Cölm-Minden,... 
4 i do. Lit. B. 
Cuxhaven, Eisenb, 
Dux-Bodenhach. B. 
Cal. Carl-Ludw.-B. 
Haile-Sorau-@ub, 
Hannover-Altenb. 
Kaschau-Oderberg 
Kronpr. Rudolfb. 
Ludwigeh.-Bexb. 
Märk,-Poseuer. . . 
Mag deb. - Halberst, 
Magdel,-Leipzig. . 
07,50 br do, Lit. B. 


Berliner Stadt-Oblig. 

Berliner 4 
Pommersche 43% 
Poswrische neue, 4 
Schledische 3% 


R & Kur- a. Neumärk. 

 #|Pommersch« ... 
Preussische. N 5 4 
Wuattäl. u. Ebel. 


Schlesisches 


Badische Präm.-Anl. 4 118.50 528 NMalnz-Ludwigah. 5 
Galertsche 4% Anleihe 4 12% bag Niederschl.-M ark. 


vom 3. | 
Eisonbaha-Stamm-Antien, 


' Divid, prof 1874 
Asche n- Mastricht.) 1 


für die angemeldete Waare ziemlich gute Aufnahme zu finden | 


5 Ban. bee, 4% 106,0 % Bohm. Westbahn 5 
[2 0 


S 8 
** 
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: > ee 3 * 4 12 28 Pur 


lender, als in den Iepien Tagen. — Roggeumebl billiger erlaſſen. — 
in trägem Verkehr, Preiſe zu Gunſten der Käufer, 1 ſich 
eint. 
Hafer loco flau, Angebot überwiegend; Termine wenig belebt, niedriger im 
Werthe. — Rüböl bat man etwas billiger verkaufen müſſen, es war wenig 
Handel in dem Artikel. — Spiritus auf nahe Lieferung etwas böber, da die 
N nicht drücken. Spätere Sichten haben ſich kaum zu beſſern 
vermocht. g 4 
Weizen loco 183—223 M. pro 1000 Kilogr. nach Qualitat are, 
vr. April⸗Mai 201 — 200 — 200 M. bez., pr. Mai⸗Juni 204—202% M. bez., 
pr. Juni⸗Juli 207—206 M. bez., pr. Juli⸗Auguſt 210-209 M. 5 pr. 
Auguſt⸗September — M. bez., pr. September⸗October 211—210 M. bez. 
Gekündigt 73,000 Etr. — Kündigungspreis 201 M. — Roggen loco 154 
bis 167 M. nah Qualität gefordert, ſchwimmend, ruſſiſcher 157—160 M. 
bez., polniſcher 61 163 M. bez., mländiſcher 162—166 M. ab Bahn bez., 
pr. Frübjahr 155 —153½% M. der, pr. Mai⸗Juni 153—151% M. bez., pr. 
Juni⸗Juli 153—151½ M. bez., per Juli⸗Auguſt 153—151 —152 M. bez., 
pr. Auguſt⸗September — M. bez., pr. September⸗October 154½ —153% M. 
dez. — Gekündigt — Ctur. Kündigungspreis — M. — Gerſte loco 141 
bis 180 M. nach Qualuät gefordert. — Hafer per 1000 Kilo loco 150 bis 
185 M. nach Qualität gefordert, oſt⸗ und weſtpreußiſcher 165—175 M., 
ruſſiſcher 165—177 M., pommeriber und medienburgiiher 175182 M., 
böbmiſcher — M., ſchwediſcher 179 —180 M. ab Bahn bez., pr. Frühjahr 
164 163 M. bez., pr. April⸗Mai — M. bez. pr. Mai⸗ Juni 163162 M. 
bez., pr. Juni⸗Juli 163—162 M. bez, pr. Juli⸗Auguſt 158 M. bez., pr. 
Sepiember⸗October 155 M. bez. Getündigt 13,000 Ctur. Kündigungspreis 


— ultimo April ab keine Abendbörſe mehr abgebalten werden. 
denten Fürſt Auersperg und Tisza in beſonderer Audienz, um ſich 


CCC 

L Hirſch⸗s telegrapbiihes Buren) s 
Wien, 3. April. ig base tg 

Wien, 3. April. Der Kalfer empfing die beiden Minifterpräfi- 


über die Verhandlungen zwiſchen Oeſterreich und Ungarn Bericht er⸗ 
ſtatten zu laſſen. Die Aufrechterhaltung der Zolleinheit iſt angeblich 
geſichert. Morgen beginnen die Conferenzen zur Feſiſtellung des ge⸗ 
meinſamen Budgets. 

Naguſa, 3. April. Ueber den Bruch des Waffenſtillſtandes 
Seitens der Infurgenten wird noch berichtet, daß der Kampf 
am Unnafluß Rattfand und die Inſurgenten Kriegsmaterial und Ge⸗ 
treide erbeuteten. Die Türken ſollen 50 Todte auf dem Platze ge⸗ 
laſſen haben. Geſtern fand ein neuer Kampf bei Grabovo ſtatt. 

Telegraphiſche Courſe und Borſennachricht 
wars 255 Wolf . Are 
ankfurt a. M., 3. April, Nachm. 2 Uhr. 30 M. N 
Landoner Wege 201 95, Pariser Wache 81125 Wer ee (el 
Boͤhmiſche Weſthahn 155% , Eliſabeihbahn 135%, Galizier 163%, Frans 
we 235%, Lombarden“) 86%, Norpweitbahr 18, Silberrente 61, 


apierrente 57%, Ruſſ. Bodencredit 87, Ruſſer 1872 —, uf. An 
leihe de — —, Amerikaner de 1885 101, 1860 r Looſe 107%, 1864er 


Looſe 279,60, Greditact.*) 136 1 Bil Nationalb. 764, Darmitädt. B. 108%, 


- Göln-Mind, Prämionsch|314 1149,00 zB Oberschl. A. C. P. E. 
0 SH ankverein 79%, Bra: Bankverein —, dto. 


do, 


163,5 N. — Erbſen: Kochwaare 178—210 M., Futterwaare 165—170 M. Brüffeler B. —, —, Berliner 


rn re enen 


* -r eee 


Fete 38 Fels 181.0 & gere ers an. 2625 Uhl bn. 00 -h. bez unberiteuert incl, Dad Mr, 0: 27,25 biß| Medälerbant 78%, Deutich + lterreihiihe Bant ' = Meininger Bani 
—  Braunschw. Pränu-Anleihe 8350 bu [OcstSüdb(Lomb.)| 1% Roggenmeht pr. 100 Kilo De unverfieuert incl. Sad: N. 0: 2.752228 M, | m Faßn ic Gfiectenbant de Reh band 156% nel — . 
1 Lech G. U, Bahr, 6% | — Kr. O und 1. 21.5020 M bez. — MWoggenmebl pr. 100 Kilo Br. incl. beſſ Lurwiaspabn 99%, Oberbeſſen 73%, Ungar — gislooſe 154, 80, 
 Pucaten 9,54 rd Fremd. Bkn. 99,90 O | Reichenberg-Para. [v2 7 01% Apr Mat 28040 8 i⸗ Juni? 4 t. do. Schtzw. alte 90, do. neue 83%, Central⸗Pacif 9 %, Turken —, 
bu N > 6 Sack Nr. 0 und 1: April⸗Mai 2150-40 M. bez., pr. Mai⸗Juni 21,50 - 45 M. 4 93 - g * 
Forer. 20, 6 jeinLi.Leip, 81,40 «x |Rheinische . ... . : 10 } 5 .] Ung. Oſtb.⸗Obl. II 63%. Deutſche Vereinsbank —. Pardubitzer Actiege 
Bapolcons 16,39 0 Oest. Ern. 11486 ba 40. Lit B. (4% gar)| 4 4 bez, pr. Juni⸗Juli 21,60-50 M. bez., pr. Juli⸗Auguſt 21,65-55 M. bed, Oeſterreichiſche Bahnactien und Looſe höher, Priorug ten , Mrivat 
Fasern . — * 205, % bz Bae Abe 2 0 ee ee 5 M. 1 Be: A ramge . Wir pr. Discont 3%, pet 0 öher, Pr en ſeſt. Privat⸗ 
Henares — ee ee ze ebtuar⸗März — M. bez., pr. ri: Apr „50 — 40 bez. — Gekündigt — N arte ir, Anette 
Schweiz Westbahn U x N : . i ! Nach Schluß der Börfe: Felt auf Parifer Courſe. Grebitactien 138%, 
neken-Lertifinute, a ig 14 — Ber: eg ce Tee dd e = er Be nn Faß 60 M. Framoſen 236%, Lombarden 87, höher Coole —, Nordweſtbahn —, Franz⸗ 
* Krupp achePartinl-C bl. ff 101,56 ba a A. 2 * ae, bt. Ipril: ai — M. bez., pr. Mai⸗ uni 60,3-5-3 M. bez., pr. Joſefsbahn —. 
1 381030 b D ir dr 1 45 er Nr te 1 5 Seo Beh pr.] J Per medio reſp. per ultims. 
ease i in , [Ehluß-Gouric) £ 
„ . . . je] Hamburger 


m ir Kundigungspreis BO M. — Leinöl loco — M. — Petroleum loco per 100 StPr., S1 613 len 138% pwes 55 
4 eee ne: er ng Kilo mel. Zah 30 M. bez., pr. April⸗Mai — M. Br., pr. Auguſt September 880k Buafe 100 Fransen 503 Jede en MER, Sen Nane 70 f. 
Berliner Nordbahn| ö r — M. 093 pr. September October 26,2 M. Br., pr. Jebruar⸗März — M.] Pereinsbank 117% Laurahütte 58%, Commerzbank 88, vo. II. Emiſſton 
n 28 dba bez., pr. tärz ” bez., pr. März⸗April 26,4 M. bez. Pr Gekündigt — Ctnr. —. — Previnzial⸗Disconto — Norddeutſche 12814, Anglo⸗ deutſche 55%, 
alle-Sorau-Oub. 


25 


40. do. do, 
ak. H. d. Pr. B.-Crd. 5 
do. III. Em. do. 
Kundb.Hyp. Schuld. do. 
Ayp.-Anth. Nord. -G. C. E 
Fomm. Hyp.-Briefo .. 


7 7 
* 


7 


16,50 bc Kundigungspreis — M. 
n Spirung loc „ohne Faß“ per 10,000 pCt. 44,3 Ti. bez. „mit Faß“ 
some br. Arril- Mal, 45,5—4-5 M. bez., pr. Mai⸗Juni 45,8—6—7 M. bez., pr. 


103,36 ba 
99,00 ba Hannover-Altenb, | 9 
100,99 bad Kohllurt-Falkenb, | 2% 
105,00 @ Märkisch-Pesener | o 
101,00 bis Magdeb.-Halberst.] 3% 
109,25 bz do, Lit. C. 6 


Internationale Bank 85%, Amerikaner de 1885 95%, iölr⸗Windener St.⸗A. 
Wi W280 Eiſenbahn do. 115%, Bergiſch⸗Märfiſche o 31%, Disconto 
37% 61.90 6 Juni ⸗Juli 46,7—6—7 M. bez., pr. Juli⸗Auguſt 48 M. bez., pr. Auguſt⸗ 5 u 2 3.2 . . 6 | 

940 58 ’ April, Nachm. [Getreidemarkt.] Weizen loco ſtill, au 
5 | 83,40 d September 49 M. bez., pr. September⸗Oetober — M. bez., pr. Februar: a ar Ape loco 5 auf Termine ſtill. Beien * Ar e 


D 
ze 


5 
5 
5 
5 
5 
8 
v 1 5 106,0 bz Ostpr. Südbahn. .| 3% 5 78 bi . 1 — eh 1 
Aegerter. 10% 183,00 be Pomm. Centralb. 95 . 5 zum 0 M., pr. r 4—5 M. bez. — Gekündigt 570,000 204 Br., 208 Gp., br. Juni⸗Juli pr. 1000 Kilo 210 Br., 209 Gd. 
0.4% do. do. m. e 4% 96,10 pa 67% 5 [109,25 bza ner, Kündigungspre ' . 9 „April⸗Mai 149 Br. 147 Gb., pr. Junt⸗Juli pr. 1000 Kilo 53 
anner Prüm.-Ffab. 4, 10 b IRumänier ...., 87 a 66 125 bz oggen pr. April Mai . . e * x 
Het, Filperplandbr. % ——  ISaal-Bahn... v.. 2% 10 3 | 2875 d / EC EEE TESTER Br., 152 Gd. Hafer ruhig. Gerſte flau. Nübel matt, loco 62, pr. Mai 58%, 
U nie. tiyp-Ordspiäbri6 05. 15. 12% 5 29 bas 4 Breslau, 4. April, 9% Uhr Vorm. Die Stimmung am beutigen pr. Octbr. pr. 200 Pfd. 61%. Spiritus jeit, pr. April 34%, pr. Mais 
dee Pläbe.]s ac, Markte war für Getreide luftlo, bei mäßigem Angebot, Preiſe ſchwach de⸗ Juni 35, per Juni⸗Juli 35%, per Auguſt⸗Sept. per 100 Liter 100 36. 
Ao. do. 4% 94, hauptet. 6 Kaffee ſehr feſt, Umſatz 6000 Sack. Petroleum behauptet, Standard white 
Saad. Bod.-Ored.-T db. 5 Weizen, nur feine Qualitäten preishaltend, vr. 100 Kilogr. ſchleſiſcher loco 14, 00 Br., 13. 70 Gd. ver April 13, CO Gd., per Auguſt⸗Decem⸗ 
d 4 di 
. e 53 n 8 genen weiber 16,00 bis 18,30 20,0 Mark, gelber 15,80 —17,40 bis 19,60 Mart, der 12. 60 Gd. — Wetter: Schön. 
Ber. Kassen- Ver. 183% 1 89.25 0 feinſte Sorte über Notiz bezahlt. f Liverpool, 3. April, Vormittags. [Baumwolle.] (Aufangsbericht.) 
Ausländische Fonda. Berl. Handela.-Gee.] 7 130.25 Roggen nur billiger verkäuflich, per 100 Kilogr. 13,60 bis 1480 bis] Muthmaßlicher Umſatz 8000 Ballen. Rubig. Tagesimvort 19,000 Ballen, 
. 4% 61,26-30601,/,]A0.Pron.-u.Hdla.-B. 10 8% |3 450 ba 18,50 Mark, feinſte Sorte über Notiz bezahlt. davon 15,000, Ballen amerikaniſche, 4000 Ballen oſtindiſche. 
* 61,20-30 JB hw. Bank.] 7 6 93 » i 
>), Jace ne Ares, Pier Bent 4% 12° 44 8. Gerſte ſchwach beachtet, per 100 Kiiogr. 12,50—14,50 bis 15,50 Mark, Liverpoel, 3. April, Nachmutags. (Baummolle) (Schluß bericht) 
, H r. 88,25] Bresi.Makterbank 4 . weiße 16.00 —17,00 Mert. Umſatz 8000 Ballen, davon für Speculation und Export 1000 Ballen. 
u. 4 103,50 dJ Brest. Makl.Ver.-B.| 4 S Hafer, nur feine Qualitäten preishaltend, per 100 Kilogr. 15,40 — 16,60 — Matt. . 3 5 . 
5 107,75-108 bz [Bresl. Wechslerb.| 3 4 66,75 @ 2 2 2 2 
NE og oss esd #2 191 62.85 8 0 bis 18 0 Maar, ſeinſter über Nonz. Middl. Orleans 6/1, middl. amerikaniſche s“ , fa d ', midbl. 
= 28 80 b [Danziger Pri- HE 6” | 7 |ı le Mais mehr angeboten, per 100 Kilogr. 11,50 bis 12,50 Mark. jair Dhollerah 4½, good middl. Dholleraß 4%, mier 4, fair 
wa 6415 1800 5 2 Saen 16, 6 % 1107,50 5 Erbſen gut preishaltend, per 100 Kilogr. 17—18—20,50 Mark. Bengal 4%, good fair Broach 5, new fair Oomra 4% " Domre 
. de. Bod. Pes 70 ba n 4 2 —9 Bohnen gut behauptet, ver 100 Kilogr. 14,80—15,80—16, Mt. 5%, fair Madras 4, fair Pernam fair Se „ fair 
40. Gent-Bod.-Cr.-PIdd. s | 91,25 B do, Reichsbank| — | - 1168 80 b. Lupinen, nur feine trockene Qualitäten beachtet, per 100 Kilogr. gelb. | Eguptian 6%. 
2 an dene . 2995 bz ” 5. a * | 7% [1 | 93,25 be 9,60—11,30 Mart. blaue 9.50—11,40 Mark. Antwerpen, 3. April, Nachmittags 4 % 30 Hin 1 Petroleum⸗ 
ö bene, n 15.120. Wicken ſtark vernachläfſigt, per 100 Kilogr. 7,80 — 8,80—20,50 Mark. Markt.] (Schlußbericht) Raffinirtes, Tppe weiß, los ., 31% Br., 
Fol. Liquid.-F 5 a 93 1 2 1 12 
Amerik, rückz, p.88 1% 104,0 bas do. junges 6% 4 , Qelſa aten ſchwache Kaufluſt. per April 31 25 31% Br., pr. Mai 30% ber, 30% „, pr. Sepiember 
40. do. 18850 |106.00 etba@ | Gwb.Schuster u.C.| ö e 1 | 13,75€ Schlaglein matter. 31½ Br., per Sept.-December 32 Br. Steigend. A. 
nn ab. Verte K, | 9% f 182 858 Pro 100 Kilogramm netto in Mart und Pf. Bremen, 3. April, Nachmittags. [Petroleum] (Schluß ericht.) Stan⸗ 
2 ar a Beh Anleihel5 | 11,00 @ Haunoy, Bank.. . 6% 67% le etb:B Schlag⸗Leinſaat .. 27 — 25 — 22 25 dart white loco 13, 15, pr. Mai 12, 60, pr. Juni 12, 60, pr. Aug. Dechr. 
dil. Tabak-Oblig. % 110125 b Conse Wer- ann 5 4% i @ Winterraßs 28 — 27 — 25 — 13, 00. Ruhig. 
Be Grazer 100 Thlr. L. 73.50 bz dw.-B, Kwile — 2 interrühſen — i _- — 22 ͤ—ö.P:— gf ——.:ĩͤ— — 
Fee dale 00 he baer, Cd 0% | 7 f . des Wintesrübien 27 26 24 —̃ͤ ——..———..̃— 
ere ee, 5 | 15.00 E Eurenburg. Bank 6% ( 105 6 Sommerrübſen .. 28 50 27 50 27 — * [„Die Natur.] Zeitung zur Verbreitung naturwiſſenſchaftlicher 
Ong. 5% St.-Eisenb.-Anl. 5 12.5 @ 8 do. | 5% 3 flieg Da Leindotter. 26 — 25 — 24 — Kenntniß und Naturanſchauung für Leſer aller Stände. (Organ des Deut⸗ 
ALaebwedische 10 Thir.-Looso — — V Rapskuchen mehr beachtet, pr. 50 Kilogr. 7,30—7,60 Mark. ſchen Humboldt⸗Pereins.) Herausgegeben von Dr. Otto Ule und Dr. Karl, 
r Nordd, Bank... 0 61 4 128.78 6 Leinkuchen ohne Aenderung, pr. 50 Kilogr. 9,20—9,70 Mark. Müller von Halle. Halle, G. Schwetſchteſcher Verlag. Nr. 13. Inhalt: 
1 — e Toymothee ſehr feſt, pr. 50 Kilogr. 32—33—38 Mart. Aus Formoſa. Von Seubert. (Fortſetzung.) — Die Wiederkäuer Nord⸗ 
Eisenbahp-Prioritäts-Aetieo. Gg Ceed. Acer 95 e Kleeſamen ſchwach angeboten, rother ſehr feſt, pr. 50 Kitogr. 57—63 aſiens Von Albin Kohn. Mit Abbildung Clenthiere, Originalzeichnung 
g- Märk. Serie IL. 4% 95.60 6 F 2% 4740 6 bis 65—70 Mart, weißer ohne Umſatz, pr. 50 Kilogr. 82—92—95—100 nach dem Leben von Ludwig Beckmann. — Die Bremiſche Expedition zur 
er Pr.Bod.-Or-Act-B| 8° 6 14 | 3975 aa Max', bochfeiner über Notu. Erforſchung Weſtſibiriens. Von Otto Ule. Mit den Portraits von Dr. Otto 
. Mehl wenig verändert, pr. 100 Klgr. Bein im alt 29,75 — 50,75 Finſch, Dr. Alfred Brehm, und Graf Waldburg⸗Zeil, Mitglieder der Bremi⸗ 
Gerten Grit. +- 5 [10240 da ssen Cedar? df. 20 % Nack, nem 2 — 27.70 Mart, Roggen fein 26 27 Mark, Haasbaden ſchen Erpeditten nach Weitfibirien, von O. Neumaun — Literatur-Bericht: 
40. Lie ılar F 25 5 Mark, Roggen⸗Futtermehl 10—11 Mark, Weizenkleie 8 bis J. Ernit Häckel, Ziele und Wege der heutigen „ Carl 
A rrefb. zit. 5.4 4 6 8 i ar Semper, Der Häckelismus in der Zoologie. 3. Dr. Dar n, Die Dar⸗ 
eee e D ee win ſche Theorie in Umwandlungs⸗Berſen. 4 Rud. Virchow und Fr. von 
4 1 Ei — Unonabı | 8 1 4 Ir u e TFT TE Een ge Amn N Kunden ede ag de ene Henin = 
. #4 elegraphiſche Depeſchen. ulturgeſchichtliche Mittheilungen: Ueber das Eiſen, ze Gewinnung un 
j 3 . — i ittbei : Für die Ameiſen. — i 
ee | a Se BE F ara 
Ai 0, Be Be | 24 17 2188 Wien, 4. April. e „Preſſe“ meldet unter Reſerve, die Carl⸗ 
1. 4“ Ber. LombardB, 0° | ji | 58 Ludwigsbahn werde nebſt Superdividende 400,000 Gulden pro 1876 
Meder ab | ee, 3. Url, Abbe. Mer Senat. nahm bie Muffeb Bazar 
annover - Altenbekon|44, 8 are, Ce ne ei erſailles, 3. April, 1 er Senat nahm die Aufhebung 2 2 
ent 1. .Bar.[t Cenralb. € Genen. 5 5 4. Wee 510 des Belagerungezuſtandes an. Dufaure und Ricard ſprachen ſich inn im evangeliſchen Vereinshauſe, 
en |® = . 5 5 2 sn dan 1 8 der . gegen die Amneſtie, dagegen HPolteiſtraße 6/8, 
essische Bank. . — fer. r Begnadigung aus. g 5 bis 5 Uhr Nachmittags 
Narsch aenv. — 2 — — 2 0 
Ostdeutsche Bank. 8 | — f 8880 6 Neapel, 3. April. Ihre königl. Hoheiten der Prinz und die Frau e se ar 
er r. Odin : 2 5: | de d. dune 9 Preußen ſind hier eingetroffen und im Hotel er 
r. Wechsler-Bnä, — I. . 2 er, 
1 40 5 „ E 60 B Nom, 3. April. Der Papſt hat heute eine Conſiſtorium abgehal⸗ Iter Weinhaus kel f 
n 103 50 ba ten, in welchem mehrere Biſchofsſitze beſetzt und die Jeſuitenpater Fran⸗ Git Aal ee nebst Küche mit feiner 1 [5130] 
n industrie- Papiere. zelin und Davanzo zu Cardinälen ernannt wurden. . — 


a, London, 3. April, Abends. Der Bericht Cave's it verthellt; er Nur allein echter Holz Cement 


5 98,25 bz Berl.Zisonb.-Bd-A.| 7% | — tr, 
do.  Brieg-Neisselat, | — — D. Eisenbahnb.-G,| 0 — 14 8 
40. „Cosel-Oderb.i4 9278 B do. Reichs-n.co.E|4 ⁴— 4680 B prüft genau die Hilfsquellen der Finanzverwaltung Egyptens und 
. Keese 0% erde, Ganda, % — 4 %s kommt zu dem Reſultate, daß die Ausfälle dauernde Opfer von 2½ vom rfinder 
0 „ II. Em. 0 8 do. }apierfabr,| 4 — 16 * i li 0 7 1 
e ae de ene an ee Sucher . ee Carl Sammeln meer: Hirschberg i. Schl, 
eu, Se. 2 Er.liyp- Verrat [ip | 18 : 119690 ba wärtige Lage Egoptens kritiſch machten. Der Schluß des Berigis conceffionirt, dreimal, patentirt und bielfad) prämiirt, 
ato- er-Ufer- XK. es. euervers, 
3 22 ee 5 as 8 bunt 05 - bie Staatsſchuld zu annehmbarem Haupt⸗Niederlage, Breslau, Tauenzienſtr. 65, 
ER UBER. 2 ‚30 ba nöfuße convertirt und die Hilfsquellen rationell ausgebeutet werden, 0 ernimmt, ſowie die Fabrik: { 
Ci aue en, alle Au 5 u beſtreiten. — 00 ö Ab 5 Ausführungen für jede Urt bon Gebäuden der Holzcement-Bebadhung durch 
RR) Fe * 6 chen, 89 zu beſtreiten. ie Abendblätter * 
\ Lauchhammer. A 6 g a eigene geübte Deckkräfte, und iſt den Herren Hauseigenthümern, auch bei 
DET ade . Marienhütte . „% % melden: die Firma Alexander Durant und Comp. in Liverpool ſuſpen⸗“ Aufſetzung einer höheren Etage, beſonders die Anwendung zu empfehlen. 
9 eren dirte ihre Zahlungen. Die Paſſiva betragen angeblich 400,000 Pfd. Es bittet um geehrte Aufträge: 22 
9 Ei Sterl. Urſache der Zahlungseinſtellung iſt das Ausbleiben von Rimeſſen. Mathilde von Schmeling verw. Häusler, 
ee 2 e de Konſtantinopel, 3. April. Ein den Zeitungen zugeſtelltes offi⸗ ittwe, Fabri ; eini chäfts⸗ i 
0 0 ee 5 ne daf 5 deere en gien Der e fta Jubaberin 
ben 16 Kr t e 5 ’ tniffe zwingender Natur und in Folge der Entwerthung der Producte 3 1 N 4 
end Gemtrald, 5 N Baltischer Lioyd 9 5 1 195 0 des Landes“ die Zahlung des Aprilcoupons der Anleihen von den Carl Samuel Häusler n Hirſchberg l. Schl., 
d f. be . ee . : | EB. Suhren an ei 155 der Seen Dbtigtionen bis zum _ Königl. 55 4 er 
0. ver, Oellabr, 2 £ Juli d. J. verſchoben habe. e Regierung werde am 1. Juli E 
Görlitz, Kisenb.B, 75 en 4270 B d. J. den Julicoupon mit 6 proc. Verzu huinſen ausbezahlen. Jur bevorſtehenden 4. Kaffe, ie) re N, Steppr 4 
4 3 Holme Wag. Fabr.“ — 4 | 13 @ zug zah werden | u. de ee bei 
A Obligntionen!& ab. B. 2 |0 14 | 2425 ben Konſtantinopel, 3. April. Es geht das Gerücht, der Finanz, 153. Preuß. Lotterie n Blantenf „Neumarkt 8, 
Ä re 4 3*— * 85,50 5 miniſter werde durch Ghlib Bey erſetzt; die Verhandlungen mit eng⸗ verkauft u. verſendet Antheil⸗Looſe Hof 1 Treppe. 
{ 99 * | au t ru e 0 1 = 14° = — liſchen und franzöfiihen Delegirten ftoßen auf Schwierigkeiten. HR An e . 
N le Io Wlere 06 Belgrad, 3. April. Nachdem die Aufnahme einer Anleihe im| 20, 10 5 2% 14% Ein roßer Laden 
— Berl See 0 1 — 4 ee Auslande geſcheitert ift, hat die Regierung unter Zuſtlimmung des per- J. Juliusburger, Sreslan, 0 7 


hoch und über 100 Fuß tief, iſt Kupfer⸗ 
ſchmiedeſtraße Mr: 38 zu vermiethen. 


Verantwortlicher Redacteur: Dr. Stein: 
Druck von Grob, Barth u. Comp. (W. Iricorich) in Breslau. 


manenten Ausſchuſſes der Skupſchtina nunmehr beſchloſſen, ein frei⸗ Roßmarkt Nr. 8. [5082 


Berlin, 3. April. Productenvericht.] Roggen iſt bei recht matter williges Anl ihen von 12 Milli 8 
mmung auf Termine nicht unerheblich billiger verkauft worden. Es fehlt . onen Francs im Lande aufzunehmen. 
ee ſo daß mäßig N e ih Aa Die Gemeinden follen aufgefordert werden, ſich an demſelben je nach 


wieſen. Waare iſt auch heute knapp geweſen, indeſſen zeigten ſich die Käufer ihrem Vermögen zu betheiligen. 


Ba.» D 


